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Beginn der Sitzung: 14:31 Uhr 

Der Vorsitzende, Abg. Harald Weinberg 
(DIE LINKE.): Guten Tag, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, liebe Zuschauerinnen und Zu-
schauer, meine sehr verehrten Sachverständigen. 
Sie sehen, es ist nicht der Kollege Rüddel, der die 
Sitzung leitet, es ist in dem Fall der stellvertretende 
Vorsitzende, weil Herr Rüddel verhindert ist. Ich 
begrüße Sie alle sehr herzlich zur öffentlichen An-
hörung des Ausschusses für Gesundheit. Ich ver-
trete heute den Vorsitzenden und werde die Anhö-
rung leiten. Zu meiner Linken begrüße ich die Par-
lamentarische Staatssekretärin Sabine Weiss sowie 
die Vertreterinnen und Vertreter der Bundesregie-
rung herzlich. Meine Damen, meine Herren, wir be-
schäftigen uns in der heutigen öffentlichen Anhö-
rung mit dem Gesetzesentwurf der Bundesregie-
rung „Entwurf eines Gesetzes zur Reform der Psy-
chotherapeutenausbildung“ auf Drucksa-
che 19/9770 sowie mit dem Antrag der Fraktion der 
AfD „Patientenschutz in der Psychotherapeuten-
ausbildung sicherstellen“ auf Drucksache 19/9970 
und dem Antrag der Fraktion Die Linke „Prekäre 
Bedingungen in der Psychotherapeutenausbildung 
sofort beenden und Verfahrensvielfalt im Studium 
gewährleisten“ auf Drucksache 19/9912 sowie dem 
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen „Re-
form der Psychotherapeutenausbildung zukunfts-
fest ausgestalten und Finanzierung der ambulanten 
Weiterbildung sichern“ auf Drucksache 19/9272. 
Hinzu kommt ein Änderungsantrag der Koalitions-
fraktionen zum Gesetzentwurf der Bundesregierung 
auf Ausschussdrucksache 19(14)79.1. Meine Da-
men und Herren, mit ihrem Gesetzesentwurf will 
die Bundesregierung dafür sorgen, dass Psychothe-
rapie ein eigenständiges universitäres Studienfach 
wird. Die Ausbildung zielt darauf ab, die psycho-
therapeutischen Kompetenzen zu erwerben, die zur 
Behandlung von Patientinnen und Patienten aller 
Altersstufen befähigen. Das Studium soll über fünf 
Jahre gehen und mit einer staatlichen Prüfung abge-
schlossen werden. Bei dieser Prüfungsform sollen 
gezielt die Handlungskompetenzen, auf die es bei 
der Ausübung des Berufes ankommt, in den Mittel-
punkt der Prüfung gestellt werden. Neben dem Ge-
setzentwurf der Bundesregierung beraten wir einen 
Antrag der Fraktion der AfD. Die Fraktion fordert, 
dass die vorgesehene Studiendauer von fünf Jahren 
auf mindestens fünfeinhalb Jahre angehoben und 
um ein Semester praktischer Ausbildung ergänzt 

wird. Außerdem will die Fraktion den Umfang der 
schriftlichen Prüfung um eine verpflichtende 
Sprachprüfung für nichtdeutsche Muttersprachler 
erweitern. Die Linke tritt in ihrem Antrag dafür ein, 
die aus ihrer Sicht prekären Verhältnisse von Psy-
chotherapeuten in der Ausbildung zu beenden. Da-
bei soll für die Übergangszeit ein Nebeneinander 
von unbezahlten und bezahlten Auszubildenden in 
den Aus- beziehungsweise Weiterbildungsinstitu-
ten verhindert werden. Außerdem soll der Entwurf 
einer Approbationsordnung vorgelegt werden, in 
der die Fachkunde der Lehrenden für die vermittel-
ten Psychotherapieverfahren vorgeschrieben und 
für die Studierenden an jeder Hochschule die freie 
Wahl zwischen anerkannten Verfahren vorgesehen 
sind. In dem Antrag der Bündnisgrünen wird eine 
Zusatzfinanzierung der ambulanten Weiterbildung, 
analog zur Förderung der Weiterbildung von Haus-
ärzten, gefordert. Für bereits in der Psychothera-
peutenausbildung stehende Hochschulabsolventen 
und für jene Jahrgänge, die ihre Ausbildung noch 
nach altem Recht absolvieren, fordert die Fraktion 
entsprechende Übergangsregelungen. Zudem soll 
sichergestellt werden, dass die Besonderheiten der 
Behandlung von Patienten aller Altersgruppen, ein-
schließlich Kinder und Jugendliche, im Studium 
umfassend gelehrt werden. Wir haben also eine 
breite Palette von Vorschlägen zur Reform der Psy-
chotherapeutenausbildung vorliegen. Darüber wol-
len wir mit Ihnen, liebe Sachverständige, in den 
nächsten beiden Stunden beraten. Bevor wir anfan-
gen, will ich kurz ein paar Anmerkungen zum Ab-
lauf der Anhörung machen. Uns stehen für diese 
Anhörung 120 Minuten zur Verfügung. Diese 
120 Minuten wurden auf die Fraktionen entspre-
chend ihrer Stärke auf zwei Runden verteilt. In der 
ersten Runde kommt jede Fraktion zu Wort. In der 
zweiten Runde fragen noch einmal CDU/CSU und 
SPD. Die Zeitkontingente der einzelnen Fraktionen 
finden Sie auf dem Sitzplan, der vor Ihnen liegt. 
Ich darf sowohl die Fragenden als auch die Sach-
verständigen bitten, sich möglichst kurz zu fassen. 
Nur so können viele Fragen gestellt und beantwor-
tet werden. Ich bitte die aufgerufenen Sachverstän-
digen, bei der Beantwortung der Frage die Mikro-
fone zu benutzen und sich mit Namen und Ver-
band vorzustellen. Der Aufruf durch den Vorsitzen-
den erfolgt zur besseren Protokollierung und zur 
besseren Nachvollziehbarkeit, nicht dass Sie da ir-
ritiert sind. Des Weiteren bitte ich alle Anwesen-
den, ihre Mobiltelefone auszuschalten. Ein  
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etwaiges Klingeln kostet fünf Euro und kommt ei-
ner guten Sache zugute. Ich weise darauf hin, dass 
die Anhörung digital aufgezeichnet und live im 
Parlamentsfernsehen gezeigt wird. Außerdem kön-
nen Sie sich die Anhörung in der Mediathek des 
Deutschen Bundestages anschauen. Das Wortproto-
koll der Anhörung wird auf der Internetseite des 
Ausschusses veröffentlicht. An dieser Stelle 
möchte ich denjenigen Sachverständigen, die eine 
schriftliche Stellungnahme vorgelegt haben, herz-
lich dafür danken. Soweit die Hinweise zur Anhö-
rung, wir steigen direkt ein, meine Damen und Her-
ren, wir beginnen mit der Fraktion der CDU/CSU.  

Abg. Karin Maag (CDU/CSU): Meine erste Frage 
geht an die Einzelsachverständige Frau Prof. 
Dr. Cornelia Exner und an die Bundespsychothe-
rapeutenkammer. Wie bewerten Sie grundsätzlich 
den Gesetzentwurf zur Reform der Psychothera-
peutenausbildung? 

ESVe Prof. Dr. Cornelia Exner: Ich bewerte diesen 
Entwurf als grundsätzlich sehr positiv. Er ist ge-
eignet, einige der wesentlichen Probleme, die wir 
in der derzeitigen Psychotherapeutenausbildung 
haben, zu lösen, insbesondere einige Sonderwege 
zu beseitigen, die im Unterschied zu anderen 
Heilberufen und auch in der Ausbildung von Psy-
chologischen Psychotherapeuten für Erwachsene 
und für Kinder und Jugendliche existieren. Insbe-
sondere ist hier hervorzuheben, dass es gelungen 
ist, eine besondere Herausforderung zu lösen, 
nämlich einen Studiengang zu schaffen, der so-
wohl den Anforderungen der heutigen Bologna-
konformen Studiengänge genügt, als auch mit ei-
ner staatlichen Abschlussprüfung die notwendige 
Qualitätssicherung gewährleistet. Besonders posi-
tiv, das möchte ich hervorheben, ist, dass durch 
die Ausbildung an Universitäten gesichert ist, 
dass zukünftig wissenschaftlich und praktisch 
gleichermaßen qualifizierte Therapeuten unsere 
Patienten behandeln. Hier geht es nicht nur da-
rum, bestehende Konzepte kochbuchartig anzu-
wenden, sondern dass Therapeuten zukünftig aus 
wissenschaftlich abgeleiteten Begründungen her-
aus die Entwicklung des Faches und die Entwick-
lung von anderen Behandlungstechniken mitge-
stalten können. Mit diesem Gesetzentwurf und 
der notwendigen Ausbildungsreform ist gesichert, 
dass zukünftige Absolventen mit klaren  

berufsrechtlichen und damit auch tarifrechtlichen 
Voraussetzungen in die weitere fachpsychothera-
peutische Weiterbildung gehen. Es ist natürlich 
nicht zu verschweigen, dass man auch bei einem 
grundsätzlich und weitgehend befürworteten Ge-
setzentwurf immer noch Änderungswünsche hat. 
Ich möchte an dieser Stelle nur skizzieren, dass 
ich mir wünschen würde, dass bei der Legaldefi-
nition eine Erweiterung der zugelassenen wissen-
schaftlichen Methoden überlegt wird. Auch im 
Weiterbildungsbereich sind nicht alle Fragen zu-
friedenstellend gelöst, insbesondere bei der Finan-
zierung, aber auch bei den vorgesehenen Gebiets-
bezeichnungen. 

SV Dr. Dietrich Munz (Bundespsychotherapeuten-
kammer (BPtK)): Die Bundespsychotherapeuten-
kammer begrüßt diesen Gesetzesentwurf der Bun-
desregierung zur Reform der Psychotherapeuten-
ausbildung, denn wir werden dann zukünftig bun-
deseinheitliche Qualifikationsstandards auf Mas-
terniveau festgelegt und sichergestellt haben. Der 
zweite wichtige Punkt, der auch Anlass für diese 
Gesetzgebung war, ist, dass Weichen gestellt wer-
den für ein angemessenes Einkommen während der 
weiteren Qualifikation zum Fachpsychotherapeu-
ten. Das ist ein wichtiger Schritt in die richtige 
Richtung, auch wenn es noch an Kleinigkeiten 
mangelt. Die vorgesehene Integration dieses Studi-
ums in einen Bachelor-Master-Studiengang wird, 
wie schon erläutert, künftig eine wissenschaftliche 
und praktische Qualifikation mit sich bringen. Hier 
sind auch ausreichend berufspraktische Erfahrun-
gen, auch in Einrichtungen der Versorgung psy-
chisch kranker Menschen ins Studium integriert. 
Auch das ist uns sehr wichtig, dass das im Geset-
zesentwurf so vorgesehen ist. Gleichzeitig behalten 
die Studierenden im Rahmen der Integration in den 
Bachelor- und Masterstudiengang die Möglichkeit 
und die Flexibilität, wegen persönlicher Entwick-
lungen auch in andere Tätigkeitsbereiche zu gehen. 
Sie haben einen Zwischenabschluss und auch ei-
nen Abschluss, wenn sie keine Approbation anstre-
ben. Vielleicht zu den praktischen Anteilen im Stu-
dium. Im Masterstudiengang sind 26 Wochen, 
sprich ein halbes Jahr praktische Tätigkeit in klini-
schen Einrichtungen in der Versorgung vorgesehen. 
Das ist sehr viel, weil es fachspezifische Prakti-
kumsanteile sind. Lassen Sie mich das kurz mit der 
ärztlichen Ausbildung vergleichen. Hier ist die 
fachspezifische Ausbildung in Psychotherapie oder 
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Psychiatrie nicht obligatorisch und auch kürzer. 
Hier haben wir eine gute Regelung. Uns ist auch 
wichtig, dass über die Berufsbezeichnung, so wie 
sie hier im Gesetz vorgesehen ist, für Patientinnen 
und Patienten eine klare Abgrenzung zu anderen 
Berufen, beispielsweise zu ärztlichen Psychothera-
peuten oder zu Psychologen, die sich nicht Psycho-
therapeut nennen dürfen, sondern klinischer Psy-
chologe, oder einen Master in klinischer Psycholo-
gie absolviert haben, möglich ist. Das heißt, hier 
gibt es eine klare Hierarchie und einen klaren 
Schutz für die Approbation und die Berufsbezeich-
nung nach der Approbation und nach der Fachwei-
terbildung. Hier ist vorgesehen, dass dann die Be-
zeichnung beispielsweise Fachpsychotherapeut für 
Erwachsene lautet. Ein sehr wichtiger Punkt ist, 
dass die Weiterbildung im Angestelltenverhältnis 
durchgeführt wird, auch wenn schon eine eigenver-
antwortliche Tätigkeit als approbierter Psychothe-
rapeut erfolgt. Die Weiterbildung soll mit angemes-
senem Gehalt sowohl stationär als auch ambulant 
erfolgen. Deshalb ist auch die Verankerung des Be-
standschutzes der bereits ermächtigten Ambulan-
zen für die jetzige Ausbildung sehr wichtig, um 
hier nicht nur für die Absolventen, sondern auch 
für die Institute eine Planungssicherheit zu haben. 
Die Strukturqualität der Institute hat sich in der 
Ausbildung sehr bewährt und ist ein wichtiges 
Fundament, auf das wir bei der Regulation für die 
Weiterbildung zurückgreifen und auf die wir auf-
bauen können. Das heißt zusammenfassend, dass 
wir mit dem Ergebnis dieser jahrelangen Diskus-
sion und die Bemühungen für die Reform des Psy-
chotherapeutengesetzes in Form des vorliegenden 
Gesetzesentwurfs sehr zufrieden sind, auch wenn 
es zu Details noch Diskussionspunkte gibt. Wir se-
hen hier einen wichtigen Gesetzgebungsprozess für 
unsere Profession. 

Abg. Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Meine Frage 
richtet sich zum einen an den Fachbereichstag So-
ziale Arbeit e. V. und an die Einzelsachverständige 
Prof. Dr. Sylvia Schneider. Wie viele Universitäts-
absolventen und darüber hinaus, wie viele Hoch-
schul- und Fachhochschulabsolventen werden 
nach Ihrer Einschätzung derzeit nach einer entspre-
chenden Ausbildung Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapeuten? 

SV Prof. Dr. Michael Borg-Laufs (Fachbereichstag 
Soziale Arbeit e. V. (FBTS) c/o Hochschule Nieder-
rhein): Es gibt zurzeit keine bundesweiten Erhe-
bungen in dieser Frage, sodass ich keine genaue 
Auskunft geben kann. Wir können aber davon aus-
gehen, dass die Zahlen noch in etwa denen ent-
sprechen, die zu Zeiten des Forschungsgutachtens 
2009 erhoben wurden. 27 Prozent derjenigen, die 
eine Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten-
ausbildung absolviert haben, waren Psychologen 
und 73 Prozent waren Pädagogen, davon die große 
Mehrheit Fachhochschulabsolventen. Aktuell ha-
ben wir innerhalb eines Jahres 830 Kinder-und Ju-
gendlichenpsychotherapieabsolventen. Ich habe 
Zahlen von einem der Ausbildungsverbände, von 
der Deutschen Gesellschaft für Verhaltenstherapie, 
die etwa ein Fünftel der Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeutenabsolventen ausbilden. In die-
sen Ausbildungsgängen sind 20 Prozent Psycholo-
gen und 80 Prozent Pädagogen, vornehmlich Fach-
hochschulabsolventinnen und -absolventen. Wenn 
wir davon ausgehen, dass das an den Universitäts-
ausbildungsinstituten möglicherweise etwas mehr 
sind, dafür aber bei den anderen Ausbildungsinsti-
tuten, die nicht von der Deutschen Gesellschaft für 
Verhaltenstherapie sind, so kommen wir wieder bei 
dieser Zahl an. Etwa 25 bis maximal 30 Prozent der 
jetzigen Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeu-
tenaAbsolventen sind im Ursprungsberuf Psycholo-
gen, die anderen sind hauptsächlich Fachhoch-
schulabsolventen. 

ESVe Prof. Dr. Silvia Schneider: Ich kann mich 
den Zahlen von Prof. Dr. Borg-Laufs in gewisser 
Weise anschließen. 57 Prozent der Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapeuten kommen aus päda-
gogischen Studiengängen. Diese Zahl beruht auf 
Zahlen des Instituts für medizinische und pharma-
zeutische Prüfungsfragen aus dem Jahr 2010. Ich 
glaube, dass uns diese Zahlen nicht wirklich die-
nen, wenn wir bedenken, dass wir mit der zukünf-
tigen Psychotherapieausbildung ein völlig neues 
System haben werden. Wir haben jetzt ein System, 
wo es zwei Berufe gibt, den Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapeuten und den Psychologischen 
Psychotherapeuten. Dies wird zukünftig anders 
sein, weil sich der Deutsche Psychotherapeutentag 
dafür ausgesprochen hat und auch die Gesetzesvor-
lage, wie sie uns jetzt hier vorliegt, vorsieht, dass es 
künftig einen Beruf geben wird und keine Unter-
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scheidung mehr stattfindet. Bisher hatten die Päda-
gogen keine Wahl und konnten nicht Psychologi-
sche Psychotherapeuten werden. Deshalb sind alle 
in die Kinder-und Jugendlichenpsychotherapieaus-
bildung gegangen. Die Psychologen hatten hinge-
gen die Wahl zwischen Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapie und Psychologischer Psychothera-
pie. Allerdings war das eine sehr unfaire und un-
gleiche Wahl, denn wenn man den Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapeutenberuf gewählt hatte, 
hatte man berufsrechtlich eine Einschränkung, nur 
bis zum Erwachsenenalter Psychotherapie machen 
zu können, während der Psychologische Psycho-
therapeut die gesamte Altersspanne psychothera-
peutisch versorgen konnte. Insofern ist das ganz 
wichtig und deshalb helfen uns Zahlen der Vergan-
genheit nicht, um hier die Zukunft vorherzusagen. 
Die Deutsche Gesellschaft für Psychologie hat eine 
Umfrage unter über 3 500 Studierenden gemacht 
und diese befragt und gebeten zu beurteilen, wenn 
sie nach dem alten System wählen müssten, ob sie 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie machen 
oder Erwachsenenpsychotherapie machen wollten. 
Das Ergebnis sah so aus, dass sich in der Tat nur 
14 Prozent, es waren noch weniger als Sie gesagt 
haben, für den Kinder- und Jugendlichenpsycho-
therapeutenberuf entscheiden würden. Aber wenn 
sie nach dem neuen System, so wie es jetzt geplant 
ist, entscheiden würden, wären es 48 Prozent der 
Psychologiestudierenden, die diesen Beruf wählen 
würden. Das ist vermutlich zu viel, wenn wir uns 
den Anteil an Kindern und Jugendlichen in der Be-
völkerung im Vergleich zum Erwachsenenbereich 
anschauen. Ich glaube es ist sehr wichtig, dass wir 
das mit bedenken, wenn wir uns diese Zahlen an-
schauen. Noch ein anderer Punkt, der auch wichtig 
ist. Ich bin selber 2010 nach Deutschlang zurückge-
kommen und habe dort dann fachklinische Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapie gelehrt. Natürlich 
hat das ganz viel mit Nachfrage zu tun, ob das Fach 
gelehrt wird. Es sind in den letzten fünf Jahren in 
Deutschland 14 Lehrstühle in klinischer Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapie entstanden. Die 
Nachfrage ist sehr hoch. Es ist ein extrem for-
schungsintensives Gebiet geworden mit einem 
schon jetzt wirklich hohen Anteil an großen Projek-
ten des Bundesministeriums für Wissenschaft und 
Forschung sowie der Deutschen Forschungsge-
meinschaft. Die Kinder- und Jugendlichenpsycho-
therapie ist vor allen Dingen auch direkt mit großen 
Ambulanzen für Ausbildung und Forschung in der 

Versorgungsforschung tätig. Insofern bin ich sehr 
froh, dass wir diesen Gesetzesentwurf haben. Die 
Situation für Kinder und Jugendliche mit psychi-
schen Erkrankungen wird sich massiv verbessern. 
Kinder sind die Ressource unserer Gesellschaft, in-
sofern sollten wir darin investieren. 

Abg. Michael Hennrich (CDU/CSU): Ich richte 
meine Frage auch an die Einzelsachverständige 
Frau Prof. Dr. Sylvia Schneider und an die Deut-
sche Gesellschaft für Psychologie. Der neue Ausbil-
dungsweg sieht ein fünfjähriges Hochschulstudium 
vor, an dessen Ende eine staatliche Prüfung steht. 
Wie beurteilen Sie diese Struktur? Bitte gehen Sie 
auch darauf ein, dass das Studium nur an Universi-
täten oder Hochschulen, die den Universitäten 
gleichgestellt sind, angeboten werden darf. 

ESVe Prof. Dr. Silvia Schneider: Ich begrüße es 
sehr, dass mit diesem Gesetzesentwurf auch dem 
Entscheid des Deutschen Psychotherapeutentages 
gefolgt wurde und dass dieser Gesetzesentwurf ei-
nen Beruf vorsieht, der an Universitäten angesie-
delt sein soll. Hierdurch wird die Trias von For-
schung, Lehre und Versorgung auf hohem wissen-
schaftlichem Qualitätsniveau gewährleistet. Das ist 
dringend notwendig. Das ist insbesondere auch für 
Kinder und Jugendliche notwendig, die eine beson-
ders vulnerable Altersgruppe darstellen, wo die 
Wirksamkeit und vor allen Dingen die Sicherheit 
von psychotherapeutischen Verfahren, die wir an-
wenden, geprüft werden müssen. Insofern bin ich 
sehr froh, dass das Gesamtmodell, das nun einge-
führt wird, diesen Aspekt mit berücksichtig. Des 
Weiteren bin ich sehr, sehr froh, und das hat hier 
auch schon meine Kollegin Frau Prof. Dr. Exner ge-
sagt, dass wir hier im Sinne von Bologna einen Ba-
chelor- und Masterstudiengang haben. Ich bin sehr 
froh, dass wir einen polyvalenten Bachelor haben 
werden, so dass wir unsere jungen Abiturienten, 
die zum Teil erst 17 oder 18 Jahre alt sind, nicht 
schon zwingen, in dieser sehr jungen Altersphase 
zu entscheiden, ob sie den Beruf des Psychothera-
peuten oder der Psychotherapeutin wählen wollen, 
sondern dass sie dies im Laufe der ersten Semester 
entscheiden können. Innovativ und auch sehr ele-
gant finde ich, und ich glaube, dass das auch Mo-
dell für andere Studiengänge sein kann, dass dieses 
Studium einerseits mit einem Masterabschluss auf-
hört, aber auch mit einer Approbation. Selbst in 
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dieser Phase ist es für die Studierenden noch mög-
lich, ein anderes Berufsfeld zu wählen, aber gleich-
zeitig die Approbation zu bekommen. Die Integra-
tion, und das ist ja auch eine Frage, die viel disku-
tiert wird, von praxisbezogenen Lehrformaten, be-
rufspraktischen Einsätzen in das Studium ist, mei-
ner Meinung nach, auch hervorragend gelungen. 
Uns gelingt es nun wirklich, Praxis und Theorie 
eng zu vernetzen und state of the art Lehre und 
Ausbildung durchzuführen. Die Praxiszeiten, das 
hat Herr Dr. Munz schon gesagt, mit zum Beispiel 
26 Wochen Praxiszeit in verschiedenen Einrichtun-
gen, die psychotherapeutische Versorgung anbie-
ten, ist sehr hoch und wenn wir das mit der Ausbil-
dung von Medizinern vergleichen, ist es drama-
tisch mehr. Insofern ist auch der Patientenschutz 
gewährleistet. Ein solcher Beruf ist ein akademi-
scher Heilberuf. Es würde bei keinem anderen aka-
demischen Heilberuf die Frage gestellt werden, ob 
dieser an eine Universität gehört oder nicht. Inso-
fern, denke ich, muss er an die Universität. Zusam-
menfassend sind die vorgesehene Struktur und die 
Anwendungsstudien an Universitäten nur zu be-
grüßen und zwingend notwendig.  

SV Prof. Dr. Winfried Rief (Deutsche Gesellschaft 
für Psychologie e. V. (DGPs)): Der Fakultätentag 
Psychologie hat vor zehn Tagen getagt und noch-
mals seine Unterstützung für das Gesetzesvorhaben 
zum Ausdruck gebracht. Die psychologischen Uni-
versitätsinstitute unterstützen den Prozess und be-
reiten sich auf die Umsetzung des neuen Gesetzes 
vor. Frau Prof. Dr. Schneider hat darauf hingewie-
sen. In Deutschland haben wir die Tradition, dass 
die Qualität der Ausbildung in Gesundheitsberufen 
bis hin zur Tiermedizin durch die drei Säulen gesi-
chert wird – Forschung, Lehre und Versorgung als 
Merkmale der Ausbildungsinstitution. Lassen Sie 
mich diese drei Säulen etwas durchkonjugieren. 
Forschung, wir haben dafür klare Statistiken von 
der Deutschen Forschungsgemeinschaft, findet im 
Bereich Psychotherapie und auch in Grundlagen, 
die dafür relevant sind, fast exklusiv an den Uni-
versitäten statt. In der Versorgung hat die Psycholo-
gie an den Universitäten in den letzten 20 Jahren 
dank des ersten Psychotherapeutengesetzes Hoch-
schulambulanzen aufgebaut, die zu einem Schub in 
der anwendungsnahen Psychotherapieforschung 
geführt haben. In der Lehre schlägt der Gesetzgeber 
eine verfahrensübergreifende Ausbildung vor. Das 

ist der Tatsache geschuldet, dass viele Grundkom-
petenzen zwischen den verschiedenen Psychothe-
rapieverfahren ähnlich sind und wir diese auch 
gerne an den Hochschulen lehren wollen. Daneben 
sind die traditionellen Psychotherapieverfahren 
wichtig. Diese sollen und werden als solches ge-
lehrt. Aber wenn wir nur darauf schauen, springen 
wir zu kurz, weil wir denken, dass es für die Pati-
entinnen und Patienten noch wichtiger ist, dass wir 
in Deutschland eine bessere Versorgung mit evi-
denzbasierter Psychotherapie hinbekommen. Da 
müssen wir besser werden. Deswegen ist das als 
Gegenstand der Lehre besonders zu betonen. Last 
not least, es geht nicht nur um die Patienten von 
heute, sondern um die Patienten in der Zukunft. 
Das heißt, wir müssen im Gesetzestext fördern, 
dass in Deutschland Innovation möglich und 
schneller in das Versorgungssystem integriert wer-
den als das momentan der Fall ist. An den Univer-
sitäten fühlen wir uns einer evidenzbasierten Psy-
chotherapie eng verpflichtet und unser wissen-
schaftlicher Nachwuchs ist gleichzeitig auch Ga-
rant dafür, dass die Themen sich weiterentwickeln, 
weil für Nachwuchswissenschaftlerinnen und -wis-
senschaftler es nichts langweiligeres gibt, als das zu 
machen, was der Chef vorher gemacht hat. Das sind 
die Motoren für eine gute Zukunft. Lassen Sie mich 
auf die angesprochenen Themen, die Sie heute 
häufiger in den Mittelpunkt rücken werden, einge-
hen. Was wäre, wenn wir andere Hochschulen da-
für öffnen? Wir müssten als erstes einen Qualitäts-
kriterienkatalog erstellen, der da anzuwenden 
wäre. Das bringt uns in eine Bund-Länder-Proble-
matik und es stellt sich die Frage, ob die Kultusmi-
nisterien der Länder das vom Bund Vorgegebene 
wirklich umsetzen wollen. Hier hilft uns auch die 
Akkreditierung leider nicht weiter: Von 1 000 An-
trägen, Studiengänge zu akkreditieren, werden 
1 000 akkreditiert. Das ist momentan die Situation, 
sodass wir bei einer Ausweitung Sorgen haben, 
dass es zu einer Qualitätsinflation kommt. Wir be-
fürchten den Beginn zuerst bei den privaten Hoch-
schulen, aber es wird andere Hochschulen eben-
falls ergreifen. Bei der hohen Verantwortung, die 
wir für unsere Patientinnen und Patienten nach 
dem Sozialgesetzbuch haben, versprechen wir 
ihnen bestmögliche Behandlung. Deshalb sollten 
wir auch eine bestmögliche Ausbildung für unsere 
Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten er-
möglichen. Ich würde mich freuen, wenn Sie das 
berücksichtigen könnten.  
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Abg. Prof. Dr. Karl Lauterbach (SPD): Ich habe 
zwei Fragen. Eine geht in Richtung Verbesserung 
der Versorgung und die zweite geht in Richtung 
Verbesserung der Ausbildung. Ich fange mit der 
ersten Frage an die DGPPN, die DGPs und die BPtK 
an. Welche neuen Versorgungsformen und insbe-
sondere welche neuen Formen der Kooperation 
von Psychotherapeuten, Ärzten und auch Sozialar-
beitern wären sinnvoll? Wären diese bereits jetzt 
ausreichend finanziert oder welche Möglichkeiten 
der Finanzierung wären eventuell notwendig, um 
neue Versorgungsformen zu schaffen, so dass diese 
auch tatsächlich realisiert werden können.  

SVe Prof. Dr. Sabine Herpertz (Deutsche Gesell-
schaft für Psychiatrie und Psychotherapie, Psycho-
somatik und Nervenheilkunde e. V. (DGPPN)): Ge-
rade bei komplex erkrankten Patienten ist aus Sicht 
der DGPPB eine sehr gut vernetzte Versorgung von 
hoher Wichtigkeit. Hier bedeutet es vor allem, dass 
Psychiater und Psychologische Psychotherapeuten 
eng und koordiniert zusammenarbeiten. Bezüglich 
des zur Diskussion stehenden Gesetzes erscheint es 
uns deshalb für die Ausbildung von Psychologi-
schen Psychotherapeuten sehr wesentlich, dass ge-
rade das interprofessionelle gemeinsame Arbeiten 
auch tatsächlich bereits Teil des Studiums ist. Das 
ist einer der Gründe, warum wir uns für eine länger 
dauernde praktische Tätigkeit am Ende des Studi-
ums im Sinne eines praktischen Jahres, wie es das 
in der Medizin gibt, einsetzen, weil hier das inter-
professionelle vernetzte Arbeiten gelernt wird. Ein 
weiterer Punkt ist, und das spricht die Frage der 
Legaldefinition an, dass gerade bei den Erkrankun-
gen, wo somatische Faktoren eine erhebliche Rolle 
spielen, die Zusammenarbeit zwischen Psychiatern 
und Psychologischen Psychotherapeuten von gro-
ßer Bedeutung ist. Deswegen macht uns die Le-
galdefinition, wie sie im Moment im Gesetzesent-
wurf steht, weiterhin Sorge, weil es hier auch um 
die Erkennung und Wiedererlangung von physi-
scher, sprich körperlicher Gesundheit im Berufs-
bild des Psychologischen Psychotherapeuten geht. 
Hier erscheint uns die Medizin die primäre Rolle 
zu spielen, aber wenn es um die psychischen Fol-
gen körperlicher Erkrankungen geht, spielen die 
Psychologischen Psychotherapeuten eine wesentli-
che Rolle. Wir denken, das sollte in der Legaldefi-
nition sehr klar beschrieben werden. Das was da 
jetzt steht, würde bedeuten, dass Psychologische 
Psychotherapeuten körperliche Erkrankungen an 

sich alleine behandeln können und das kann nicht 
sinnvoll sein. 

SV Dr. Dietrich Munz (Bundespsychotherapeuten-
kammer (BPtK)): Wir haben fraglos eine Reihe von 
Problemen in der ambulanten Versorgung schwer 
psychisch kranker Patientinnen und Patienten, die 
einen komplexen Behandlungsbedarf haben. Diese 
Patientinnen und Patienten benötigen in der Regel 
neben psychotherapeutischen und psychiatrischen 
Behandlungen eine ergänzende Hilfe, beispiels-
weise Soziotherapie oder psychiatrische häusliche 
Krankenpflege, Ergotherapie oder auch Eingliede-
rungshilfe. Diese Maßnahmen müssen gut koordi-
niert aufeinander abgestimmt werden. In der aktu-
ellen Versorgung haben wir derzeit Probleme oder 
Mängel in der berufsgruppenübergreifenden Koor-
dination. Aus unserer Sicht ist es daher ein zielfüh-
render Ansatz, dass beispielsweise der G-BA in ei-
ner eigenen Richtlinie, nicht in der Psychotherapie-
Richtlinie, das ist uns wichtig, Regelungen für eine 
berufsgruppenübergreifende und koordinierte und 
auch strukturierte Versorgung beschließt und fest-
legt, welche Patienten davon betroffen sein sollen 
etc. Das sollte explizit für die Gruppe der schwer 
erkrankten Patientinnen und Patienten geschehen. 
Das sage ich nicht mit Bezug auf spezifische Diag-
nosen. Diagnosen sagen in der Regel per se nichts 
über die Schwere von Erkrankungen aus. Das muss 
man hier nochmal genauer definieren und festle-
gen, welche Patientinnen und Patienten komplexen 
Behandlungsbedarf haben. Das sollte im gesetzli-
chen Auftrag konkretisiert und genügend Zeit vor-
gegeben werden. Das ist sicher nicht in einem hal-
ben oder dreiviertel Jahr durch den G-BA zu erledi-
gen. Hier halten wir einen größeren Zeitraum für 
erforderlich, um das zu klären. Für nicht zielfüh-
rend halten wir in § 96 Absatz 2 SGB V den Be-
handlungsbedarf an Diagnosen und Leitlinien un-
mittelbar zu konkretisieren. Das hat damit zu tun, 
dass die Diagnose nichts über die Schwere der Er-
krankungen und auch nichts über die Entstehung 
der Erkrankungen aussagt, was bei der Behand-
lungsplanung außerordentlich wichtig ist, und 
auch nichts über die aufrecht erhaltende Bedingun-
gen. Auch da braucht man, je nachdem, unter-
schiedliche Zeiträume für die Behandlungen. Also 
grundsätzlich, für Menschen mit schweren psychi-
schen Erkrankungen, nicht für alle Patientinnen 
und Patienten, halten wir eine Koordination für 
sinnvoll und wichtig und zu regeln.  
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SV Prof. Dr. Winfried Rief (Deutsche Gesellschaft 
für Psychologie e. V. (DGPs)): Es geht um die Zu-
kunft und was besser werden könnte. Ich glaube, es 
besteht Konsens, dass man mehr gestufte Pro-
gramme entwickeln könnte. Man muss eine bessere 
Integration der verschiedenen Behandlungsanbieter 
erreichen. Aber ich möchte damit ein paar spezifi-
sche Ziele verknüpfen. In  Deutschland sind wir 
Weltmeister in der stationären Versorgung. Nir-
gendwo werden proportional so viele Menschen 
stationär behandelt, wie in Deutschland. Das ist ein 
Unding und das ist nicht zum Wohle der Patienten. 
Wir brauchen bessere ambulante Versorgungsange-
bote. Eine Möglichkeit ist die Entwicklung von in-
terdisziplinären Behandlungszentren Psychothera-
pie. Psychotherapie ist zwischenzeitlich die Erstbe-
handlung bei allen psychischen Erkrankungen. Da 
müssen wir die Möglichkeiten in diesem Kontext 
nutzen und eine Kooperation mit Sozialarbeitern, 
Ämtern und Behörden und so letztendlich eine In-
formationsstelle für die Bevölkerung schaffen. Des 
Weiteren denke ich, durch eine konsequentere Um-
setzung evidenzbasierter Psychotherapie ist ein 
größerer Nutzen für die Bevölkerung möglich. Wir 
haben hier sehr robuste Zahlen aus Großbritannien, 
wo flächendeckend 500 000 Personen jährlich in 
evidenzbasierte Psychotherapieprogramme kom-
men. Durch diese Umstellung auf eine konsequent 
evidenzbasierte Psychotherapie konnten mehr als 
doppelt so viele Patienten erfolgreich behandelt 
werden. Das sind sehr beeindruckende Zahlen und 
das würde ich mir für Deutschland wünschen. Last 
but not least geht es auch darum, neue Verfahren, 
die erfolgreich sind, die nachgewiesene Effektivität 
haben, schneller in das System zu bringen. Ich 
möchte ein Beispiel nennen. Interpersonelle Psy-
chotherapie ist als ein evidenzbasiertes Verfahren 
im Ausland anerkannt und bei uns noch nicht. Es 
ist neben der Verhaltenstherapie das einzige Ver-
fahren, das bei schweren Depressionen eine Evi-
denzbasierung hat und wir leisten uns, dass wir 
das Verfahren nicht einführen und traditionelle 
Verfahren bevorzugen. Ich glaube, durch die be-
schleunigte Innovation, auch in der Psychothera-
pie, kann man ebenfalls noch mehr zum Wohle un-
serer Patientinnen und Patienten erreichen. 

Abg. Prof. Dr. Karl Lauterbach (SPD): Ich bitte um 
eine ganz kurze Antwort, weil die Zeit vorange-
schritten ist, so interessant, wie die Antworten jetzt 
auch waren. Die Methodenvielfalt ist gerade schon 

angesprochen worden. Die Frage richtet sich an 
Prof. Dr. Rief für die DGPs. Wenn man in dem 
Spannungsfeld Methodenvielfalt, also neue Metho-
den kommen rein und alles muss evidenzbasiert 
sein, vorgeht, ist dann die jetzige Formulierungen 
im Gesetz ausreichend oder würden Sie es anders 
formulieren? Wie stelle ich sicher, dass Methoden-
vielfalt und der Einzug neuer Methoden in das Stu-
dium gleichzeitig stattfinden können? 

SV Prof. Dr. Winfried Rief (Deutsche Gesellschaft 
für Psychologie e. V. (DGPs)): In der Tat haben wir 
den Wunsch, die Legaldefinition noch zu verän-
dern. Ich glaube, wir müssen mit der Frage, was 
zum Wohle unserer Patientinnen und Patienten ist, 
beginnen. Momentan haben wir in der Legaldefini-
tion eine Stärkung der traditionellen Verfahren, die 
durch den Wissenschaftlichen Beirat irgendwann 
einmal anerkannt wurden. Das heißt, sie basieren 
auf eine Evidenzlage, die in den meisten Fällen 
20 Jahre oder mehr zurückliegt. Daneben haben wir 
evidenzbasierte Behandlungsempfehlungen, zum 
Beispiel durch die Leitlinienempfehlung der Ar-
beitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizi-
nischen Fachgesellschaften e. V., die substanziell 
von diesem Vorgehen abweichen, dass man primär 
nach den traditionellen Verfahren vorgehen soll. 
Das Beste, was wir für unsere Patienten tun kön-
nen, ist nach evidenzbasierten Behandlungsemp-
fehlungen der Gegenwart vorzugehen und die 
schnelle Integration neuer Ansätze zu erreichen. 
Das Patientenwohl der Zukunft müsste höher sein 
als das Patientenwohl der Gegenwart. Wir brau-
chen diese Innovation. Deshalb wäre unser Vor-
schlag, die Legaldefinition auszuweiten auf Verfah-
ren- und Behandlungsmethoden, die bereits evi-
denzbasiert sind und sich als neue Verfahren, neue 
Methoden bereits bewährt haben. 

Abg. Sabine Dittmar (SPD): Ich komme zur Ausbil-
dungsstruktur zurück. Die Frage richtet sich an die 
Einzelsachverständige Frau Janzen. Der Gesetzent-
wurf sieht eine sehr lange Übergangsregelung mit 
Studium und Ausbildung nach alter Regelung vor. 
Könnte aus Ihrer Sicht den derzeitig Studierenden 
ein besserer Übergang direkt ins neue System ermög-
licht werden und wie bewerten Sie in diesem Zu-
sammenhang den Vorschlag des Bundesrates, die Er-
weiterung der Formulierung im § 9 Absatz 3 Satz 1 
SGB V um den Begriff eines polyvalenten Bachelor? 
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ESVe Katharina Janzen: Ich bin die Stellvertreterin 
für die Studierenden der Psychologie Deutsch-
lands. Zuallererst würde ich gerne anmerken, dass 
die derzeit angedachte Übergangsregelung gar nicht 
so lang ist, wenn man überlegt, dass es auch dieje-
nigen betrifft, die gerade ihr Bachelorstudium ange-
fangen haben oder anfangen werden. Für die ist die 
Zeit sogar relativ knapp. Außerdem führt die Über-
gangsregelung dazu, dass derzeit Studierende und 
Psychotherapeuten und Psychotherapeutinnen in 
Ausbildung (PiAs) ihre Ausbildung weiterhin unter 
den momentan bestehenden unhaltbaren Bedin-
gungen durchlaufen müssen. Der zeitliche Druck 
kommt noch hinzu. Den derzeit Studierenden und 
PiAs sollte und müsste ein besserer Übergang er-
möglicht werden, indem ein Übertritt in das neue 
System ermöglicht wird. Zu diesem Punkt kam 
schon von diversen Seiten die Idee auf, Möglich-
keiten für Nachqualifizierungen zu schaffen, die 
unserer Meinung nach sehr sinnvoll wären und die 
für einen passend langen Zeitraum angeboten und 
finanziert werden müssten. Zu der Frage der Erwei-
terung der Formulierung durch den Begriff eines 
polyvalenten Bachelor. Die Bundesregierung hat 
mehrfach betont, dass das Grundstudium in einem 
polyvalenten Bachelor der Psychologie stattfinden 
soll. Demnach wäre eine Präzisierung der Formu-
lierung im Gesetzestext nur konsequent. Ein po-
lyvalenter Psychologiebachelor als Grundstudium 
würde natürlich auch den Übergang in das neue 
System erleichtern, da die Studierenden dadurch 
nur diese Nachqualifizierung erbringen müssten, 
die die Approbationsordnung verlangt. Gleichzeitig 
will ich noch anmerken, dass das nicht der einzige 
Grund ist, warum ein polyvalenter Bachelor so 
wichtig wäre. Das ist er aus zwei Gründen. Ein po-
lyvalenter Bachelor ist in der Psychologie im 
Grundstudium unabdingbar. Zum einen, wie Frau 
Prof. Dr. Schneider es vorhin so schön ausgeführt 
hat, für die Berufswahl, sodass diese fundiert und 
informiert stattfinden kann und zum anderen, weil 
ein polyvalentes Grundstudium in der Psychologie 
mit genügend psychologischen Grundlagen und 
auch nicht klinischen Anwendungsfächern ein 
ganzheitlicheres Verständnis von der menschlichen 
Psyche ermöglicht. Das ist auch für Psychothera-
peuten unglaublich wichtig, um Patienten zu thera-
pieren. Es reicht nicht, den polyvalenten Bachelor 
nur theoretisch im Gesetzestext festzuhalten, son-
dern bei der Formulierung der Approbationsord-
nung muss besonders darauf geachtet werden, dass 

dieser polyvalente Psychologiebachelor umsetzbar 
ist. Das heißt, dass genügend Grundlagenfächer 
und nicht klinische Anwendungsfächer im Grund-
studium festgeschrieben sind, die nicht mit den 
Vorgaben der klinischen Approbationsordnung 
konkurrieren. Ansonsten wird es dazu kommen, 
dass die Studierenden die Möglichkeit des polyva-
lenten Bachelor gar nicht nutzen, weil sie automa-
tisch nur die Sachen machen werden, die für die 
Approbationsordnung festgeschrieben und notwen-
dig sind. 

Abg. Prof. Dr. Axel Gehrke (AfD): Meine erste 
Frage geht an die Bundesärztekammer. Wie bewer-
ten Sie den Vorschlag des Bundesrates, für die vo-
rübergehende Berufsausübung Ausnahmen vom 
Muttersprachniveau zuzulassen, wenn diese sich 
auf bestimmte Tätigkeiten oder Beschäftigungsstel-
len beschränken? Falls diese Einschränkungen 
wirklich durchkommen, welches Sprachniveau 
sollten diese Psychotherapeuten nachweisen kön-
nen und ist so eine eingeschränkte Zulassung über-
haupt sinnvoll und lässt sich Ihrer Meinung nach 
einschätzen, wie groß der Personenkreis, der diesen 
Beruf nur vorübergehend ausübt, in etwa ist? 

SVe Dr. Heidrun Gitter (Bundesärztekammer 
(BÄK)): Ich glaube, der Hauptknackpunkt im der-
zeitigen Entwurf ist, das diejenigen, die mit einer 
Berufserlaubnis, die auf zwei Jahre beschränkt wer-
den soll, von der Sprachprüfung, anders als zum 
Beispiel für die Approbation, ausgenommen wer-
den sollen. Das ist ein Problem, weil sie die glei-
chen Rechte und Pflichten haben und weil Sprache 
ein ganz wesentliches Handwerkszeug ist. Wenn es 
hingegen um diejenigen geht, die im Rahmen einer 
spezialisierten Dienstleistung nur sehr beschränkt 
tätig sind, für die ist das auch nicht vorgesehen. 
Zum Beispiel im Bereich von flüchtigen Migranten, 
wo es sich um eine ganze umschriebene Tätigkeit 
handelt, wäre die Muttersprache der Geflüchteten 
eher relevant, das Deutsche weniger. In so einer Si-
tuation wäre denkbar, dass man das nicht macht. In 
der Situation, wo es sich um eine umfassende Pati-
entenbehandlung analog zu einer Approbation mit 
einer Berufserlaubnis handelt, sollte man die 
Sprachprüfung einführen. Wir haben im Medizin-
bereich, dort entspricht das etwa C1, die Bitte, das 
Fachsprache zu nennen, weil es uns weniger auf 
die deutsche Grammatik ankommt, sondern darauf, 
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dass sich diejenigen, die therapieren, mit den Pati-
enten, aber auch mit Kolleginnen und Kollegen 
und anderen Professionen, mit denen sie zusam-
menarbeiten, sehr gut verständigen können. 

Abg. Dr. Robby Schlund (AfD): Meine Frage geht 
an Herrn Dr. Munz von der Bundespsychothera-
peutenkammer. Laut dem rechtlich unverbindli-
chen Eckpunktepapier der 87. Gesundheitsminis-
terkonferenz aus dem Jahre 2014 sollen Psychologi-
sche Psychotherapeuten, Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapeuten über das Sprachniveau C2 
verfügen. Ist Ihnen bekannt, ob dieses Rahmen-
sprachniveau in sämtlichen Bundesländern abge-
prüft wird und inwieweit aufgrund der unter-
schiedlich ausgestalteten Fachsprachprüfung in 
den einzelnen Bundesländern ein sogenannter Prü-
fungstourismus stattfindet? 

SV Dr. Dietrich Munz (Bundespsychotherapeuten-
kammer (BPtK)): Ich kann Ihnen leider keine Aus-
kunft geben, ob es in allen Bundesländern zwi-
schenzeitlich flächendeckend umgesetzt wurde, 
aber die Bestrebungen laufen. Meines Wissens ha-
ben die meisten Psychotherapeutenkammern hier 
die Verantwortung übernommen, dass sie die Fach-
sprachenprüfung durchführen. Wir wissen, dass es 
sehr wenig in Anspruch genommen wird. Deutlich 
weniger als beispielsweise bei den Ärztekammern, 
wo wesentlich mehr Fachsprachenprüfungen statt-
finden. Also hier ist sichergestellt, dass die deut-
sche Sprache in ausreichendem Umfang beherrscht 
wird, weil die Landesbehörden die Approbations-
behörde und diese die Landespsychotherapeuten-
kammern einschalten. 

Abg. Prof. Dr. Axel Gehrke (AfD): Die Frage geht an 
den Verband der privaten Hochschulen. Laut dem 
Gesetzesentwurf soll der Zugang zum Beruf des 
Psychotherapeuten noch attraktiver gestaltet wer-
den. Die AOK verweist in ihrer Stellungnahme auf 
die vorhandene Attraktivität anhand der seit Jahren 
gestiegenen Abschlusszahlen hin. Der Spezialist für 
Hochschulrecht, Wilhelm Achelpöhler, warnt dage-
gen auf der Plattform Studis Online davor, dass der 
Gesetzesentwurf auf eine Verknappung der künfti-
gen Psychotherapeuten abziele. Wo liegt die Wahr-
heit, was trifft jetzt zu? 

SV Prof. Dr. Peter Thuy (Verband der Privaten 
Hochschulen e. V. (VPH)): Wir sehen in dem Ge-
setzentwurf, der in seiner Struktur grundsätzlich zu 
begrüßen ist, der bewusst in einer Bachelor-Master-
Struktur angelegt ist, im Bereich der Bacheloraus-
bildung, einen rechtlich unzulässigen und fachlich 
unbegründeten Widerspruch zur Bologna-Erfah-
rung und auch zum deutschen Qualifikationsrah-
men. Die gewollte Durchlässigkeit zwischen Hoch-
schularten, zum Beispiel der Übergang von einer 
Fachhochschule zum Bachelor, zu einem universi-
tären Masterstudium, wird dadurch verhindert. Es 
kommt insofern zu einer Verknappung, als der Zu-
gang zur Psychotherapeutenausbildung jetzt auf die 
wenigen universitären Studiengänge beschränkt 
werden soll, während bis dato insbesondere auch 
aus dem Bereich der Fachhochschulen, in hohem 
Maße Absolventen von Studiengängen Pädagogik 
und/oder Soziale Arbeit zum Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapeuten zugelassen waren. Es wird 
also automatisch zu einer Verknappung kommen, 
weil die Basis, der Fundus, aus dem geschöpft wer-
den kann, sich dramatisch reduzieren wird. Dazu 
kommt, dass insbesondere auch die Heranziehung 
und die Ausbildung von Absolventen von Studien-
gängen Soziale Arbeit und der Pädagogik im späte-
ren Arbeitsbereich der Familien ein hohes Quali-
tätsniveau attestiert wird, dass sich in der Praxis 
überaus erfolgreich bewährt hat. Diese Gruppe 
macht einen erheblichen Anteil an den Studieren-
den beziehungsweise an der Ausbildungszahl aus. 
Es wird also aus unserer Sicht zu einer Verknap-
pung kommen, die einzig und allein auf der Ab-
sicht beruht, einen Studiengang, der in den Psycho-
therapeutenberuf führen soll, ausschließlich an ei-
ner Hochschulart festzumachen und nicht an dem 
Curriculum oder an den dafür zur Verfügung ste-
henden personellen oder sachlichen Ressourcen. 

Abg. Dr. Robby Schlund (AfD): Die nächste Frage 
geht an Frau Janzen. Sie hatten Ausführungen zum 
Bachelor gemacht. Hier nochmal die Frage, weil 
Sie, wenn ich es richtig verstanden habe, die Stu-
dierenden an der Ludwig-Maximilian-Universität 
vertreten. Im bisherigen Verfahren wurden in vie-
len Stellungnahmen ein zusätzliches Praxissemes-
ter oder ein praktisches Jahr vor der Erteilung der 
Approbation gefordert. Welche Argumente spre-
chen nach Ihrer Ansicht dabei eher für ein prakti-
sches Semester und welche Argumente eher für ein 
Praxisjahr. Was wäre Ihrer Ansicht nach der beste 
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Zeitpunkt, um die praktische Erfahrung vor der Er-
teilung der Approbation zu erlangen und warum? 

ESVe Katharina Janzen: Die Studierenden sind 
sich recht einig, dass die Verbindung von Praxis 
und Theorie eigentlich am meisten Sinn macht. Sie 
sind dementsprechend weder für ein Praxissemes-
ter noch für ein Praxisjahr, was an das Studium an-
schließt. Sie sind mit der momentanen Regelung, 
dass die Praxis in das Studium integriert wird, sehr 
zufrieden. Vor allen Dingen, nachdem sich direkt 
an das Studium die Weiterbildung anschließt, die 
auch praktisch ist. Wenn dieses Praxissemester 
oder dieses Praxisjahr kommen würde, entsteht ef-
fektiv die Situation, die im Moment behoben wer-
den soll, das man unentgeltlich arbeitet und in ei-
nem Praktikantenstatus ist. Dementsprechend se-
hen wir das als nicht sonderlich sinnvoll an. 

Abg. Prof. Dr. Axel Gehrke (AfD): Meine Frage geht 
an die Bundepsychotherapeutenkammer. Ist zu be-
fürchten, dass der künftige Psychotherapeutenstu-
diengang über einen sogenannten harten Nume-
rus clausus rationiert wird und wenn ja, wäre es 
nicht besser, wie in der Medizin eine Eignungsprü-
fung vorzusehen oder wäre das nicht sogar insge-
samt besser? 

SV Dr. Dietrich Munz (Bundespsychotherapeuten-
kammer (BPtK)): Es wird sicher ein Numerus clau-
sus geben müssen, weil wir es für sinnvoll erach-
ten, die Zahl der Absolventen des Studiengangs zu 
begrenzen. Wahrscheinlich oder am sinnvollsten 
beim Zugang zum Masterstudium, nicht beim Ba-
chelor. Das ist unsere Überlegung. Wir denken, 
dass eine Übergangszugangsanforderung für den 
Masterstudiengang sinnvoll ist. Dies nicht nur be-
züglich der Benotung, sondern dass auch andere 
Kriterien, die jetzt auch bei der ärztlichen Ausbil-
dung diskutiert werden, Berücksichtigung finden 
sollten. 

Abg. Dr. Robby Schlund (AfD): Meine nächste 
Frage geht an die Deutsche Psychotherapeutenver-
einigung, Frau Lubisch. In Ihrer Stellungnahme 
zum Gesetzentwurf führen Sie unter anderem aus, 
dass Sie nach wie vor Nachbesserungsbedarf bei 
der Studiendauer sehen. Im Anschluss wird die Er-
weiterung der Studienzeit auf fünfeinhalb Jahre 

vorgeschlagen. Würde es aus Ihrer Sicht zudem 
sinnvoll sein, die Studiendauer nicht nur zu ver-
längern, sondern auch zu flexibilisieren? 

SVe Barbara Lubisch (Deutsche Psychotherapeu-
tenVereinigung e. V. (DPtV)): Ja, wir haben die 
fünfeinhalb Jahre vorgeschlagen, um Zeit für ein 
Praxissemester zu lassen, um zusätzliche prakti-
sche Erfahrungen in der Regelversorgung zu ermög-
lichen. Das könnte das Studium auch zeitlich ent-
lasten. Andererseits sprechen gute Gründe für die 
Beibehaltung des jetzigen Konzepts, der Verschrän-
kung von Theorie und angeleiteter Praxis an den 
Hochschulen, wie Frau Janzen das schon vorgetra-
gen hat. Also wir sind offen dafür, die Frage der 
Dauer des Studiums noch mal zu diskutieren. 

Abg. Prof. Dr. Axel Gehrke (AfD): Die Frage geht an 
den Verband der Privaten Hochschulen. In Ihrer 
Stellungnahme bemängeln Sie, dass im Gesetzent-
wurf unter Erfüllungsaufwand, beziehungsweise 
unter den weiteren Kosten, mit keinem Satz auf die 
massive, finanzielle, personelle und strukturelle 
Beeinträchtigung privater Fachhochschulen hinge-
wiesen wird. Können Sie die finanziellen und per-
sonellen Beeinträchtigungen in etwa beziffern? 

SV Prof. Dr. Peter Thuy (Verband der Privaten 
Hochschulen e. V. (VPH)): Ich kann die Beeinträch-
tigungen aktuell nicht beziffern. Die Argumentation 
erschließt sich aber aus den Aufwendungen, die 
die privaten Fachhochschulen beim Aufbau von 
Psychologiestudiengängen sowohl in personelle als 
auch in fachliche Ressourcen gesteckt haben. Da 
den Bachelorstudiengängen zumindest die An-
schlussfähigkeit an die Psychotherapeutenausbil-
dung entzogen wird, wird das mit Stand heute 
wahrscheinlich einen nicht unerheblichen Teil der 
Studieninteressenten von der Aufnahme eines sol-
chen Studiums abhalten. 

Abg. Dr. Robby Schlund (AfD): Die nächste Frage 
geht an den Berufsverband Deutscher Psychologin-
nen und Psychologen, Herrn Prof. Dr. Krämer. In 
Ihrer Stellungnahme auf Seite 4 führen Sie aus, 
dass es zweifelhaft sei, ob die im Gesetzentwurf für 
den stationären Teil der Weiterbildung nach der 
neuen Regelung vorgesehenen finanziellen Beträge 
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dazu ausreichen werden, eine adäquate Eingrup-
pierung der Psychotherapeutinnen und Psychothe-
rapeuten in Weiterbildung einschließlich der in 
den nächsten Jahren zu erwarten Lohnsteigerungen 
abzudecken. Würden Sie Ihre Zweifel hier näher 
begründen und sagen, ab welcher Höhe finanzielle 
Beiträge die Zweifel beseitigen würden? 

SV Prof. Dr. Michael Krämer (Berufsverband Deut-
scher Psychologinnen und Psychologen e. V. 
(BDP)): Wir vertreten die Ansicht, dass es unbe-
dingt notwendig ist, dass diejenigen, die sich in der 
Weiterbildungsphase befinden, adäquat vergütet 
werden, sowohl im ambulanten, als auch im statio-
nären Bereich. Es gibt schon lange die Forderung 
einer Eingruppierung in Entgeltgruppe 15. Diese 
Eingruppierung ist aus unserer Sicht angemessen 
und es stehen im Moment nicht ausreichend Mittel 
zur Verfügung, um diese in Zukunft zu gewährleis-
ten. Insbesondere finden wir nachbesserungsbe-
dürftig, dass diejenigen, die sich jetzt schon in Aus-
bildung befinden, leer ausgehen sollen und in Zu-
kunft nicht adäquat honoriert werden. 

Abg. Prof. Dr. Axel Gehrke (AfD): Die Frage geht an 
die Bundespsychotherapeutenkammer. In Ihrer 
Stellungnahme verweisen Sie im Zusammenhang 
mit der Übergangszeit darauf, dass der vorliegende 
Gesetzentwurf die prekären Zustände der Psycho-
therapeuten in der gegenwärtigen Ausbildung nicht 
verändert. Sind Ihrer Ansicht nach diese prekären 
Zustände mit dem Gesetzesentwurf für die Zukunft 
behoben oder wo besteht noch weiterer Verbesse-
rungsbedarf? 

SV Dr. Dietrich Munz (Bundespsychotherapeuten-
kammer (BPtK)): Wir sehen dringenden Handlungs-
bedarf, dass die jetzt in Ausbildung befindlichen 
Psychotherapeuten während dieser Zeit, in der das 
neue Gesetz greift, während ihrer praktischen Tä-
tigkeit in den Kliniken eine Unterstützung erfah-
ren, beispielsweise durch eine Anstellung in den 
Kliniken. Außerdem muss eine finanzielle Unter-
stützung stattfinden, sodass die Betroffenen nicht, 
wie das jetzt noch der Fall ist, ohne Vergütung le-
ben müssen. 

Abg. Dr. Robby Schlund (AfD): Ganz schnell noch 
eine Frage an Frau Janzen. Wie stehen Sie zu dem 

Praxissemester oder praktischem Jahr, gerade um 
den Gesprächsanteil besser zu üben, wenn die Fi-
nanzierung geklärt wird? 

ESVe Katharina Janzen: Wenn die Finanzierung 
geklärt werden würde und man auch in der Zeit an-
ständig vergütet würde, könnte man darüber reden. 

Abg. Dr. Wieland Schinnenburg (FDP): Ich habe 
eine Frage an Prof. Dr. Kluckert. Sie sind ein Pro-
fessor der Rechte und deshalb habe ich eine juristi-
sche Frage an Sie. In dem vorliegenden Gesetzent-
wurf ist es so, dass die Regelungen über Studienin-
halte und Prüfungen fast vollständig auf den Ver-
ordnungsgeber, sprich das Bundesministerium für 
Gesundheit (BMG), delegiert werden. Treffen die 
Gesetzgeber, also uns, nicht Schutzpflichten gegen-
über den Patienten? Würden diese Schutzpflichten 
nicht nahelegen, dass uns die Approbationsord-
nung, in der sehr viel geregelt wird, im Gesetzge-
bungsverfahren vorgelegt wird und nicht irgend-
wann später, nachdem wir dem Gesetz zugestimmt 
haben? Wäre es juristisch nicht sinnvoll, im Sinne 
von Schutzpflichten, das es bereits jetzt passiert? 

ESV Prof. Dr. Sebastian Kluckert: Bei der Fixie-
rung von Heilberufsbildern und bei der Regelung 
von Qualifikationen, die für die Ausübung eines 
Heilberufes erforderlich sind, treffen den Gesetzge-
ber in der Tat, wie Sie schon bemerkt haben, 
Schutzpflichten. Schutzpflichten insbesondere ge-
genüber den Patienten. Aus dem objektiv rechtli-
chen Gehalt, gerade des Grundrechts auf Leben und 
körperliche Unversehrtheit, folgt die Pflicht aller 
staatlichen Organe, insbesondere natürlich des 
Deutschen Bundestages, sich schützend und för-
dern vor diese Rechtsgüter zu stellen und sie vor 
rechtswidrigen Eingriffen zu bewahren, die natür-
lich auch insbesondere dadurch erfolgen können, 
dass unqualifizierte Personen handeln. Allerdings 
lässt sich aus der Verfassung kein konkretes Min-
destniveau für die Qualifikation von Psychothera-
peuten unmittelbar ableiten. Wenn der Fall jetzt 
hier so ist, dass sich das Schutzniveau, das Sie ver-
folgen, erst im Zusammenspiel mit einer notwendig 
zu erlassenen Rechtsverordnung ergibt, lassen sich 
zumindest Beobachtungs- und Überwachungs-
pflichten für den Deutschen Bundestag ableiten. 



  

 
Ausschuss für Gesundheit 

   
 

19. Wahlperiode Protokoll der 49. Sitzung 
vom 15. Mai 2019 

Seite 16 von 28 

 
 

Diese prozeduralen Anforderungen an den Gesetz-
geber kompensieren dadurch die Schwierigkeit, das 
materielle Schutzniveau direkt aus der Verfassung 
zu entnehmen. Das bedeutet, wenn also der Gesetz-
geber also wenn Sie, die Rechtsverordnung noch 
nicht kennen, die letztlich das konkrete Schutzni-
veau bestimmt, dann ist der Gesetzgeber wenigs-
tens nachfolgend verpflichtet, sich zeitnah die 
Kenntnis zu verschaffen und die Entwicklung zu 
beobachten und zu überprüfen, ob die Prämissen, 
die Sie alle hier an dieses Gesetzgebungsverfahren 
gestellt haben, eingetreten sind und gegebenenfalls 
korrigierend zu agieren.  

Abg. Dr. Wieland Schinnenburg (FDP): Ich habe 
eine Frage an die Bundesärztekammer. Wie bewer-
ten Sie es denn, dass hier wesentliche Fragen im 
Gesetzentwurf nicht geregelt werden, sondern auf 
eine uns unbekannte Approbationsordnung ver-
schoben werden? 

SVe Dr. Heidrun Gitter (Bundesärztekammer 
(BÄK)): Es ist in der Tat schwierig, das eine oder 
andere zu bewerten. Insbesondere die hier hin- und 
her tobende Frage der ausreichenden Praxis wäh-
rend des Studiums kann man nur schwierig beur-
teilen, wenn man die Approbationsordnung noch 
nicht kennt. Rein zeitlich, das möchte ich ergän-
zen, habe ich da meine Zweifel. Die Zeiten, wie sie 
jetzt sind, entsprechen dem Pflichtpflegeprakti-
kum, das die Studierenden der Medizin mit den 
Famulaturen haben. Die Medizinstudenten haben 
ja noch praxisorientiert während der Lehre den so-
genannten Bettzeitunterricht. Das ist eine sehr 
sinnvolle Geschichte. Ich bin sehr dankbar, dass 
das offenbar bei der jetzigen Ausbildungsreform 
auch berücksichtigt werden soll. Wie es genau lau-
fen soll, wissen wir aber nicht. Das finde ich auch 
problematisch. Ich hoffe in der Tat, dass der Ge-
setzgeber die Hinweise, die hier in den einzelnen 
Anmerkungen gegeben wurden, aufgreift. Ich 
würde mir immer noch wünschen, dass man das 
Praktikum in das Studium integriert. 

Abg. Dr. Wieland Schinnenburg (FDP): Wiederum 
direkt anschließend, es gibt im Gesetzentwurf Rege-
lungen zur Approbationsprüfung. Halten Sie das 
für ausreichend oder würden Sie einen weiteren 
Prüfungsabschnitt in der Approbationsprüfung für 
erforderlich halten? 

SVe Dr. Heidrun Gitter (Bundesärztekammer 
(BÄK)): Es ist ganz ungewöhnlich, dass wir hier 
keine Prüfung der Kenntnisse haben. Wir können 
so jetzt nicht garantieren, dass die Absolventen des 
Masterstudienganges, die dann die Approbation an-
streben, wirklich einen einheitlichen Kenntnis-
stand haben. Zumal, und daran wird auch die Ap-
probationsordnung nichts ändern, das hat auch 
seine Vorteile, es eine gewisse Länderhoheit bei der 
Gestaltung des Studienganges gibt. Es wird eine 
Mischung sein aus verpflichtenden Dingen, weil 
letztendlich ein Staatsexamen entstehen soll, und 
Dingen, die der freien Gestaltung der Länder über-
lassen bleiben. Deswegen ist es sinnvoll, dass man 
am Ende des Tages nicht nur eine praxisorientierte 
Prüfung macht, sondern auch mal guckt, ob die the-
oretischen Kenntnisse, die zwingende Vorausset-
zungen sind, damit jemand weitergebildet werden 
kann, damit er die entsprechende Wissensgrund-
lage hat, überhaupt vorhanden sind. Das wird bis-
lang nicht abgeprüft. Das halten wir, wie mehrere 
andere Institutionen auch, für verbesserungspflich-
tig.  

Abg. Dr. Wieland Schinnenburg (FDP): Jetzt eine 
Frage sowohl an die Bundesärztekammer als auch 
an die Bundespsychotherapeutenkammer und zwar 
bezüglich der Rolle des Wissenschaftlichen Beira-
tes. In § 8 Satz 2 des Entwurfes heißt es, sie, ge-
meint ist die zuständige Behörde, kann ihre Ent-
scheidung über Inhalte, Niveau und Verfahren in 
Zweifelsfällen auf ein Gutachten des Wissenschaft-
lichen Beirates Psychotherapie stützen. Dieser Wis-
senschaftliche Beirat wird von Ihren beiden Kam-
mern gestützt oder besetzt. Wie schätzen Sie das 
ein? Reicht es aus, trauen Sie dem Ministerium zu, 
nur im Zweifelsfall auf Sachverstand zu vertrauen 
oder halten Sie es für sinnvoller, das im Regelfall 
den Empfehlungen des Wissenschaftlichen Beirates 
gefolgt werden sollte?  

SVe Dr. Heidrun Gitter (Bundesärztekammer 
(BÄK)): In der Tat möchten wir vorschlagen, dass 
wir mindestens bei der alten Formulierung im jetzi-
gen Psychotherapeutengesetz bleiben und eine 
Sollgeschichte daraus machen. Wenn ich es richtig 
verstehe, sind mit den zuständigen Behörden zum 
Beispiel die Akkreditierungsbehörden gemeint. 
Herr Prof. Dr. Rief hat vorhin ausgeführt, dass da 
der Colt gelegentlich locker sitzt. Wir wollen so 
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eine paternalistische Geschichte „Der Therapeut 
weiß schon, was gut für dich ist“ bei den Ärzten 
nicht. Das wollen wir aber auch woanders nicht, 
dass jemand komplett frei entscheiden kann. Evi-
denzbasierte Therapie ist richtig und wichtig. Das 
hatten Sie, Prof. Dr. Rief, finde ich, sehr nachvoll-
ziehbar ausgeführt. Dafür kann der Wissenschaftli-
che Beirat nachvollziehbar und seit 20 Jahren in 
dieser Besetzung, für beide Professionen gültig, 
gute Dienste leisten. Das, was letztendlich in der 
Weiterbildung bei den Ärzten gültig ist, bei denen 
läuft der Bildungsgang der Psychotherapie anders 
ab, erst die Medizinerausbildung, dann die Fach-
arztqualifikation, wo man dann Psychotherapeut 
werden kann, kann in der Ausbildung nicht anders 
sein. Das verhindert im Übrigen, das ist eine fal-
sche Schlussfolgerung, keine Innovationen. Die 
Forschung findet unter Spielregeln, nämlich Auf-
klärung der Patienten, ein klares Programm, eine 
Fragestellung, ein Prüfauftrag, ein Niveau, wann ist 
die Studie wie zu bewerten, statt. Das muss vorher 
definiert werden. Das ist in den medizinischen und 
psychologischen Wissenschaften einheitlich. So 
findet Forschung statt. Nicht im freien Feldversuch 
am Patienten nach dem Motto „Ich mach das, was 
ich für richtig halte“. Wenn eine Therapievariante 
herauskommt, die sinnvoll ist, wäre es sinnvoll, 
wie auch das Verfahren, das Sie vorhin genannt ha-
ben, das dem Wissenschaftlichen Beirat zu geben. 
Dieser würde das mit seiner Expertise, und ich 
habe es live erlebt und ich bin eigentlich Kinder-
chirurgin von Haus aus und es hat mich sehr beein-
druckt, auf welchem Niveau dort diskutiert wird, 
auf dem aktuellen Stand der medizinisch oder psy-
chologisch wissenschaftlichen Erkenntnisse bewer-
ten. Dann hat man ein gutes Ergebnis. Wie das eine 
Behörde machen soll und zwar auf dem Niveau, 
das man im Beirat erleben kann, und was auch not-
wendig ist zum Patientenschutz, das ist mir ein 
bisschen schleierhaft. 

SV Dr. Dietrich Munz (Bundespsychotherapeuten-
kammer (BPtK)): Wir halten eine Soll-Regelung für 
die Heranziehung des Wissenschaftlichen Beirates 
für wichtig und notwendig, um klarzustellen, dass 
der Wissenschaftliche Beirat die Instanz ist, die un-
abhängig von Interessen entscheidet, was beispiels-
weise für die Weiterbildung anerkannt werden 
kann und hier auch eine Klarheit besteht, welches 
Gremium diese Entscheidung trifft. Wir problemati-

sieren die Frage der Besetzung des Wissenschaftli-
chen Beirates, da das Gesetz sich im Moment nur 
auf die Psychotherapeuten bezieht. Wir halten es 
für sinnvoll, dass gesetzliche Regelungen greifen, 
dass beispielsweise auch die Ärzte von den Ent-
scheidungen des Wissenschaftlichen Beirates be-
troffen sind. Das ist im Moment gesetzlich so nicht 
geregelt. Grundsätzlich halten wir den Wissen-
schaftlichen Beirat in der jetzigen Besetzung für 
sinnvoll. Aber wie gesagt, das sollte so geklärt sein, 
dass auch ärztliche Aus- und Weiterbildung davon 
betroffen ist. Eine der Institutionen bei der Bil-
dungsanerkennung und bei der Erarbeitung von 
Weiterbildungen in den Psychotherapieverfahren 
sind die Landeskammern, sowohl auf Ärzte- als 
auch auf Psychotherapeutenseite. Auch das könnte 
im Gesetz aus unserer Einschätzung noch präziser 
formuliert werden, dass beide Berufsgruppen von 
Entscheidungen des Wissenschaftlichen Beirates 
betroffen sind.  

Abg. Dr. Wieland Schinnenburg (FDP): Jetzt eine 
Frage an die Bundesärztekammer. Wie bewerten 
Sie die Regelung zu den Berufsbezeichnungen in 
§ 1 des Entwurfes und welche konkreten Ände-
rungsvorschläge haben Sie gegebenenfalls? 

SVe Dr. Heidrun Gitter (Bundesärztekammer 
(BÄK)): Wir finden das problematisch, weil die 
jetzt vorgesehene Bezeichnung Psychotherapie 
auch dem Patienten gegenüber suggeriert, es gebe 
nur diejenigen, die die neue Aus- und Weiterbil-
dung durchlaufen haben. Das ist aber nicht der 
Fall. Ein ganz wesentlicher Versorgungsanteil fin-
det durch Fachärztinnen und Fachärzte, die sich 
als solche weiterqualifiziert haben und Psychothe-
rapie anwenden dürfen, statt. Es ist in der Medizin 
so, dass zunächst die Ausbildung zum Arzt/zur 
Ärztin durchlaufen wird. Dabei gibt es keine tief 
spezialisierte Befassung mit irgendwelchen Fä-
chern, sondern nur Grundlagen. Das gilt auch für 
die psychischen Erkrankungen. Nach Abschluss 
der Ausbildung erfolgt eine entsprechende Fach-
arztweiterbildung. Die Gesamtqualifikationszeit 
sind sechs Jahre Studium und in der Regel mindes-
tens fünf bis sechs Jahre Weiterbildung. Das wird 
aber dem Patienten nicht deutlich, dass diese 
Gruppe unterwegs ist und die fühlt sich ausge-
grenzt. Für Ärztinnen und Ärzte, die mit so einer 
Qualifikation psychotherapeutisch tätig sind, ist 
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das eine große Ausgrenzung. Das zweite ist, dass 
wir im Gesetz derzeit keine ausreichende Versor-
gungstätigkeit im Studium haben. Bevor die Wei-
terbildung anfängt, mache ich eine alters- und ver-
fahrensübergreifende Ausbildung. Das ist ein hoher 
Anspruch, der grundsätzlich richtig ist, aber der 
muss durch eine entsprechende Praxisphase, nach-
dem eine gewisse Grundlage gelegt ist, dann erfol-
gen. Erst dann kann man diese Person, wenn er 
eine Approbation erlangt, wirklich Therapeut nen-
nen. Wenn ich das erreichen will, muss ich eine 
Praxisphase haben. Dann könnten wir uns auf die 
Unterscheidung zur Bezeichnung des Psychologi-
schen Psychotherapeuten verständigen, um die 
Mutterwissenschaft ein bisschen hervorzuheben. 
Das man das durch ein Mehr an Praxis unterschei-
den kann, würden wir für sinnvoll halten und man 
vermeidet auch die weitere Begriffsverwirrung. Wir 
haben, wenn wir es nicht machen würden, noch 
die Psychologischen Psychotherapeuten nach alter 
Ordnung. Das haben wir in den Sozialgesetzbü-
chern zum Teil völlig unterschiedlich geregelt. Mal 
steht dort Psychologischer Psychotherapeut und 
mal steht dort Psychotherapeut. Da frage ich jetzt, 
wie soll ein Patient sich da durchfinden. Ich ver-
stehe es nicht, warum man diese Transparenz nicht 
herstellt. Deswegen würden wir dafür plädieren, 
diese Transparenz herzustellen und ich meine 
auch, gerade nach den wunderbaren Ausführungen 
von Prof. Dr. Rief zu den Forschungsaktivitäten, 
dass man das gar nicht verstecken muss, sondern 
ruhig offensiv damit umgehen kann. 

Abg. Dr. Wieland Schinnenburg (FDP): Eine super-
schnelle Frage an PiA-Politik-Treffen, Frau van 
Bronswijk. Wie hoch sind im Moment die Kosten, 
die Ihre Kolleginnen und Kollegen für die theoreti-
sche Finanzierung in der Weiterbildung oder der 
Ausbildung haben? Können Sie in Euro sagen, wie-
viel dafür pro Monat ausgegeben wird? 

SVe Katharina van Bronswijk (PiA-Politik-Treffen 
(PPT)): Die durchschnittlichen Ausbildungskosten 
betragen irgendetwas zwischen 20 000 und 
80 000 Euro. Das ist deutlich mehr als bei den Ärz-
ten. Die Kosten hängen vom Ausbildungsinstitut 
ab, wie hoch die monatlichen Kosten sind. Ich habe 
von Ausbildungsinstituten gehört, wo die Kosten 
um die 300 Euro im Monat betragen, die man ne-
ben einer unbezahlten Tätigkeit tragen muss. Es 

gibt aber auch Institute, wo das um die 800 Euro 
sind. Das ist eine relativ große Bandbreite, aber 
auch eine große Belastung, wenn man nebenher für 
300 Euro im Monat arbeitet.  

Abg. Sylvia Gabelmann (DIE LINKE.): Meine erste 
Frage geht an Herrn Dr. Schäfer von der DGPT und 
Herrn Ruggaber von der DGVT. Die Bedeutung der 
Verfahrensvielfalt wurde schon thematisiert und 
zwar sowohl in Lehre und Forschung wie auch für 
die Versorgung. Wir haben gefordert, dass die Leh-
renden der Verfahren selbst Fachkunde in dem je-
weiligen Verfahren nachweisen müssen, damit bis 
zur Approbation umsetzbare Fertigkeiten vermittelt 
werden. Wie bewerten Sie diese Forderung? 

SV Georg Schäfer (Deutsche Gesellschaft für Psy-
choanalyse, Psychotherapie, Psychosomatik und 
Tiefenpsychologie e. V. (DGPT)): Es ist bisher noch 
gar nicht angesprochen worden, dass in den psy-
chologischen Universitätsinstituten das Fachgebiet 
der Psychotherapie derzeit nur in einem Ausschnitt 
fachkundig vertreten ist, nämlich bezogen auf die 
Verhaltenstherapie. Das bildet sich im Lehrperso-
nal, in der Forschung, aber auch zum Beispiel in 
den Bibliotheksbeständen unmittelbar ab. Dieser 
Missstand darf mit dem Reformgesetz nicht dauer-
haft festgeschrieben werden. Das haben auch Psy-
chologiestudenten in einer an den Deutschen Bun-
destag gerichteten Petition vor kurzem gefordert. 
Diese Petition ist von 5 000 Personen gezeichnet 
worden. Auch wenn in der Präambel und im Be-
gründungsteil des Gesetzes erklärt wird, dass die 
Breite der Verfahren im Studium gelehrt werden 
soll, so fehlen doch verbindliche Vorgaben, dass 
alle wissenschaftlich anerkannten Verfahren in 
Theorie und praktischer Anschauung gelehrt wer-
den müssen. Dies wäre nach unserer Vorstellung 
nicht nur in der Approbationsordnung, sondern 
verbindlich in § 9 des Gesetzes zur Reform der Psy-
chotherapeutenausbildung zu regeln. Dabei ist es 
von großer Bedeutung, dass Dozenten über Fach-
kunde in den zu lehrenden Verfahren verfügen 
müssen. Das ist im Moment an den psychologi-
schen Universitätsinstituten nicht der Fall. Die 
praktische Anschauung der Psychotherapieverfah-
ren wird nur gelingen, wenn auch die Hochschul-
ambulanzen, die in der Versorgung vertretenen 
Verfahren vorhalten müssen, was heute eine große 
Ausnahme ist. Auch bei den staatlichen Prüfungen 
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ist die Verfahrensvielfalt sicherzustellen. Die vorge-
sehenen zwei Prüfer sollten Fachkunde in unter-
schiedlichen Verfahren haben. Das wäre in der Prü-
fungsverordnung zu regeln. Ferner sollten die 
schriftlichen Prüfungen des Instituts für medizini-
sche und pharmazeutische Prüfungsfragen erhalten 
bleiben. Die Modulprüfungen der Hochschulen 
sind durch Vorgaben der Hochschule geprägt und 
garantieren keine bundeseinheitlichen Standards.  

SV Günter Ruggaber (Deutsche Gesellschaft für 
Verhaltenstherapie e. V. (DGVT)): Es wird Sie mög-
licherweise überraschen, dass ich auch als Verhal-
tenstherapeut sehr für eine Vielfaltslehre im Stu-
dium plädieren werde und ich will zwei Argu-
mente bringen, die das meiner Ansicht nach nahe-
legen. Das eine ist zunächst, dass wir wissen, dass 
alle anerkannten Therapieverfahren wirksam sind. 
Das sagt uns die Studienlage. Aber nicht alle Ver-
fahren wirken bei allen Störungsbildungen, bei al-
len Patienten, in allen Altersgruppen gleich. So wie 
Wirkung und Nebenwirkung von Medikamenten 
individuell unterschiedlich sind, so sind auch the-
rapeutische Methoden und Behandlungsstrategien 
der verschiedenen Verfahren für bestimmte Men-
schen mit bestimmten Störungsbildern mehr oder 
weniger gut geeignet. Wir müssen die Studierenden 
befähigen zu erkennen, welche Chancen und Risi-
ken die unterschiedlichen Verfahren für einen Pati-
enten, eine Patientin beinhalten. So fordert es auch 
das Patientenrechtegesetz. Behandler müssen ihre 
Patientinnen und Patienten umfassend über unter-
schiedliche Behandlungsmöglichkeiten und über 
deren Wirkungen und Nebenwirkungen aufklären 
können. Der zweite Punkt ist, dass Weiterbildungs-
fähigkeit ein ganz zentrales Ziel dieses Approbati-
onsstudiums sein sollte. Dazu müssen die Studie-
renden nach Abschluss des Studiums auch in der 
Lage sein, sich gut informiert für eine Weiterbil-
dung zum Erwerb der sozialrechtlichen Fachkunde 
entscheiden zu können. Dafür, und da bin ich ganz 
einig mit dem geschätzten Kollegen Schäfer, brau-
chen wir im Studium die notwendige Strukturqua-
lität, die dort vorgehalten werden muss. Gerade in 
den praktischen Behandlungseinsätzen muss si-
chergestellt sein, dass mit der Fachkunde gelehrt 
wird, wie diese Verfahren angewendet werden. Nur 
so kann diese Weiterbildungsfähigkeit unserer Mei-
nung nach sichergestellt werden. Dazu brauchen 
wir Einblick in die Approbationsordnung und da 

bin ich aus fachlicher Sicht sehr nahe bei den Aus-
führungen, die Prof. Dr. Kluckert uns nahegebracht 
hat. Ohne Approbationsordnung können wir keine 
vernünftigen Aussagen machen, ob diese Vielfalt 
sich im zukünftigen Studium abbildet. 

Abg. Sylvia Gabelmann (DIE LINKE.): Meine 
zweite Frage richtet sich an Frau van Bronswijk 
vom PiA-Politik-Treffen. Die postgraduale Ausbil-
dung der Psychotherapeutinnen und -therapeuten 
erfolgt häufig ohne oder mit geringer Bezahlung 
und ohne soziale Absicherung. Wie wird sich die 
prekäre Situation der PiAs durch das neue Gesetz 
verändern und welche Forderungen haben Sie 
dazu? 

SVe Katharina van Bronswijk (PiA-Politik-Treffen 
(PPT)): Tatsächlich sind bisher im Gesetzesentwurf 
noch keine Regelungen vorgesehen, die die prekä-
ren Ausbildungsbedingungen für die PiAs für die 
gesamte Übergangszeit von 12 Jahren verbessern. Es 
waren jetzt 20 prekäre Jahre, die wir durchlebt ha-
ben, mehrere Generationen von PiAs. Nun sollen 
zwölf weitere Jahre folgen. Das ist unhaltbar. Des-
wegen fordern wir, dass es andere Übergangsrege-
lungen geben muss, die diese Situation für uns ver-
ändern. Dazu haben wir in unserer Stellungnahme 
verschiedene Maßnahmen vorgeschlagen. Ich 
werde die in der Kürze noch mal vorstellen, aber 
ausführlicher können Sie sie nachlesen. Ein ganz 
wichtiger Webfehler des Psychotherapeutengeset-
zes wie wir es jetzt haben, ist, dass PiAs keinen so-
zial- und arbeitsrechtlichen Status haben. Dadurch, 
dass es eine postgraduale Ausbildung ist, gilt die 
Regelung des Berufsbildungsgesetzes nicht für uns. 
Das ist unsere erste Forderung, dass es Äquivalenz-
regelungen dazu geben muss, was für andere Aus-
zubildende schon festgeschrieben ist, zum Mutter-
schutz, zum Urlaubsanspruch, zur Bezahlung und 
so weiter. Damit einhergehend ist, dass wir keine 
rechtssichere Berufsbezeichnung haben. Wir ma-
chen uns eigentlich strafbar, wenn wir uns als PiAs 
bezeichnen. Deswegen brauchen wir eine sichere 
Berufsbezeichnung. Darüber hinaus ist bei uns die 
Schulgeldhöhe unverhältnismäßig groß. Bei ande-
ren Gesundheitsberufen, bei den Physiotherapeu-
ten zum Beispiel, gibt es schon Regelungen, dass 
dieses Schulgeld übernommen wird und deswegen 
fordern wir, dass das bei uns genauso geregelt wird, 
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dass es eine Schulgeldfreiheit gibt und diese Kos-
ten von der Gesellschaft getragen werden, der un-
sere Ausbildung zugutekommt. Die Übergangsfrist 
von zwölf Jahren ist, wie schon gesagt wurde, rela-
tiv knapp bemessen, insbesondere wenn es darum 
geht, dass es Lebenslagen gibt, die es schwierig ma-
chen, eine solche Ausbildung schnell zu absolvie-
ren. Das trifft zu, wenn man pflegt, wenn man Kin-
der hat, wenn man vielleicht nebenbei For-
schungstätigkeiten durchführen oder den Doktor 
machen möchte. Deswegen brauchen wir die Mög-
lichkeit erstens, dass es durch Härtefallregelungen 
länger dauern darf und zweitens, dass es eine Mög-
lichkeit gibt, unter Anerkennung der Kenntnisse 
und Fähigkeiten, die man schon erworben hat, aus 
dem alten in das neue System zu wechseln Als 
letzten Punkt fordern wir, dass die Ausbildungs-
stätten, die die derzeitige Ausbildung anbieten 
auch dazu verpflichtet werden, diese zwölf Jahre, 
oder welche Dauer auch immer festgelegt wird, tat-
sächlich einzuhalten. Es gibt nämlich schon jetzt 
Ausbildungsinstitute, die nur noch vierjährige Ver-
träge ausgeben. Es sind privatwirtschaftlich ge-
führte Institute, die das dürfen. Dann wird man zu-
sätzlich zu der derzeit prekären finanziellen Lage 
unter Zeitdruck gesetzt. Das muss sichergestellt 
werden, dass, wenn zwölf Jahre vorgesehen sind, 
auch zwölf Jahre angeboten werden müssen.  

Abg. Sylvia Gabelmann (DIE LINKE.): Die nächste 
Frage richtet sich an Dr. Hermans von der DGSF 
und an Dr. Munz von der BPtK. Nach unserer Auf-
fassung ist ein grundlegendes Verständnis von ge-
sellschaftlichen und soziologischen Einflüssen auf 
die psychische Gesundheit essentiell für das Ver-
ständnis von psychischen Erkrankungen. Im Ge-
setzentwurf wird dagegen klargestellt, dass die Auf-
arbeitung oder Überwindung sozialer Konflikte 
ausdrücklich nicht zur Ausübung der heilkundli-
chen Psychotherapie gehören. Wir bewerten das als 
hochproblematisch. Wie sehen Sie beide das? Und 
nochmal die spezielle Nachfrage an die DGSF, in-
wiefern der systemische Gedanke überhaupt voll 
praktizierbar ist, wenn soziale Konflikte ausdrück-
lich nicht Bestandteil der Therapie sein sollen? 

SV Dr. Björn Enno Hermans (Deutsche Gesellschaft 
für Systemische Therapie, Beratung und Familien-
therapie e. V. (DGSF)): Ich würde versuchen, das so 
zu beantworten, dass aus systemischer Sicht  

Heilbehandlungen ohne das Fokussieren auch auf 
soziale Konflikte gar nicht denkbar sind. Das ist der 
eine Teil dessen. Dennoch gibt es viel Beschäfti-
gung mit sozialen Konflikten, die definitiv außer-
halb der Heilkunde stattfinden, weil der Hauptin-
halt nicht die Überwindung einer psychischen Stö-
rung ist. Insofern müsste man an dieser Stelle diffe-
renzieren und sagen, wenn die sozialen Konflikte 
im Zusammenhang mit einer psychischen Störung 
stehen, die es gemäß der gesetzlichen Regelungen 
zu behandeln gilt, müssen sie natürlich eine Rolle 
spielen dürfen. Andererseits muss sichergestellt 
sein, dass nicht alles Psychotherapie ist, was sozi-
ale Konflikte in den Blick nimmt, wenn es nicht 
um Heilbehandlung geht. Diesen Unterschied 
würde ich gerne einführen. 

SV Dr. Dietrich Munz (Bundespsychotherapeuten-
kammer (BPtK)): Aus unserer Sicht gehört diese 
Formulierung in der Berufsausübungsdefinition tat-
sächlich gestrichen, weil, wie schon erläutert, auch 
soziale Konflikte im Rahmen einer Psychotherapie 
sehr wichtig sein können und psychotherapeutisch 
bearbeitet werden. Ich spreche von sozialen Prob-
leme, Arbeitsplatzproblemen etc. Wichtig ist uns 
aber, das muss aber nicht in diesem Gesetz defi-
niert werden, dass auch andere Berufsgruppen spe-
zifisch dafür engagiert sind, soziale Konflikte, 
wenn sie nicht mit psychischer Krankheit verbun-
den sind, zu bearbeiten und zu lösen. Dafür ist aber 
keine Ausschlussdefinition im Gesetz erforderlich, 
denn in der Psychotherapie sind soziale Konflikte 
sehr oft Bestandteil der Behandlung. 

Abg. Sylvia Gabelmann (DIE LINKE.): Die nächste 
Frage geht an Frau Sartorius vom bvvp. Die gestufte 
und gesteuerte Versorgung wurde aus dem TSVG 
(Terminservice- und Versorgungsgesetz) gestrichen. 
Im Anhang zum Ausbildungsreformgesetz steht 
jetzt ein neuer Vorschlag. Wie stehen Sie dazu und 
wie könnte man Versorgungsverbesserung für die 
Patientinnen und Patienten erzielen? 

SVe Ariadne Sartorius (Bundesverband der Ver-
tragspsychotherapeuten e. V. (bvvp)): Als Vorgabe 
für die gesamte Versorgung halten wir eine solche 
Regelung nicht für notwendig. In der Psychothera-
pierichtlinie findet sich bereits die Regelung einer 
gestuften Versorgung durch die Akuttherapie und 
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die Sprechstunde. Ein Regelungsort in diesem Ge-
setz ist nicht sinnvoll, da dieses Gesetz nur berufs-
rechtliche Belange der Psychologische Psychothe-
rapeuten sowie Kinder- und Jugendlichenpsycho-
therapeuten regelt. Eine Regelung von berufsgrup-
penübergreifenden Behandlungen von Psychiatern, 
Neurologen, Nervenärzten, Fachärzten und so wei-
ter gehört nicht in dieses Gesetz, wenngleich wir 
immer eine gute Versorgung befürworten. Wenn es 
um komplexe Behandlungsbedarfe ginge könnte 
man es im Bundesmantelvertrag oder in einer sepa-
raten Richtlinie für diese spezielle Patientengruppe 
regeln. Hierzu fehlen aber die Ziffern im Einheitli-
chen Bewertungsmaßstab (EBM), um in multipro-
fessionellen Teams zu arbeiten. Eine Bemerkung 
zum Schluss. Sollte der G-BA beauftragt werden, 
das in einer Zeitspanne bis Juli 2020 zu schaffen, 
wünsche ich ihm dabei viel Glück, denn das ist ein 
sehr knapper Zeitraum und es wird mit sehr ver-
schiedenen Gruppen verhandelt. Es ist ein sehr 
komplexer Prozess.  

Abg. Maria Klein-Schmeink (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN): Ich möchte meine erste Frage an 
Frau van Bronswijk vom PiA-Politik-Treffen rich-
ten. Sie haben schon sehr deutlich gemacht, wie 
dringend wir Übergangsregelungen für die jetzigen 
PiAs brauchen. Haben Sie auch Vorschläge, wie 
wir das finanziell unterlegen müssten? 

SVe Katharina van Bronswijk (PiA-Politik-Treffen 
(PPT)): Es gibt die Möglichkeit, ein Schulgeld ein-
zuführen, wie das bei den Physiotherapeuten der 
Fall ist, um die finanzielle Situation der PiAs zu 
verbessern. Für die Bezahlung an den Kliniken 
kann ich nur sagen, dass wir als Absolventen eines 
Hochschulstudiums entsprechend eingruppiert 
werden könnten. Wenn uns ein sozialrechtlicher 
Status zuerkannt wird, können darüber Tarifver-
handlungen geführt werden und dann können die 
Gewerkschaften mit uns zusammenarbeiten, sodass 
es eine entsprechende Vergütung gibt. Dazu müsste 
zum Beispiel die Psychiatriepersonalverordnung 
angepasst werden, damit die Kliniken entspre-
chende Leistungen auch abrechnen können.  

Abg. Maria Klein-Schmeink (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN): Die nächste Frage richtet sich an 
den Einzelsachverständigen Dr. Fliegel. Wie kann 
sichergestellt werden, dass die Besonderheiten bei 

der Behandlung von Kindern und Jugendlichen, 
von Menschen mit Behinderung und auch ge-
schlechter- und kultursensible Behandlung ausrei-
chend und fachkundig gelehrt werden? 

ESV Dr. Steffen Fliegel: Ich bin Mitglied der For-
schungsgruppe autonome Psychotherapie und seit 
30 Jahren in der Psychotherapiegesetzgebung aktiv. 
Ich habe die Stellungnahme der Aktion Psychisch 
Kranke, die Mindestanteile entsprechender Inhalte 
zum Schutz besonders vulnerabler Patientengrup-
pen, wie Kinder und Jugendliche, behinderte Men-
schen, ältere Menschen und so weiter fordert, sehr 
gerne gelesen. Um diese wichtigen Versorgungsbe-
reiche abzusichern, sind folgende Punkte essentiell 
für mich. Zum ersten gehören neben diesbezügli-
cher Theorie umfassende Praxisanteile in das Stu-
dium. Das ist schon mehrfach erwähnt worden. Die 
in § 9 des Gesetzentwurfes definierten Praxisan-
teile sind deutlich zu knapp bemessen, insbeson-
dere auch in Bezug auf die Notwendigkeit, psycho-
therapeutische Arbeit mit Kindern und Jugendli-
chen und anderen genannten Gruppen schwer er-
krankter Patienten praktisch zu erfahren. Ein weite-
res Praxissemester, analog dem Praktischen Jahr 
der Ärztinnen und Ärzte, scheint meines Erachtens 
unabdingbar für die Erteilung einer vollwertigen 
Approbation. Das nicht zu fordern, widerspricht 
unseren Ergebnissen im Forschungsgutachten und 
könnte aus meiner Sicht sogar ein Kunstfehler in 
der Versorgung dieser beschriebenen Patienten-
gruppen werden. Zweitens, Studierende müssen 
diese Bereiche umfänglich kennenlernen. Nur so 
können sie auf die Arbeitsfelder neugierig werden. 
Sie können nur dadurch motiviert werden, sich in 
der zukünftigen Weiterbildung, wo sie sich ent-
scheiden müssen, für Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapie, zu entscheiden. Das heißt, diese 
Themen müssen in der Approbationsordnung, die 
leider noch nicht vorliegt, umfänglich ausgewiesen 
sein. Drittens, gerade zur psychotherapeutischen 
Arbeit mit Kindern und Jugendlichen, Behinderten 
und alten Menschen gehört für mich unabdingbar 
die Arbeit mit Angehörigen, mit Familien, mit er-
weiterten Hilfesystemen, wie zum Beispiel der Ju-
gendhilfe. Diese Ziele sollten ebenfalls explizit in 
der Definition der Ausbildungsziele erwähnt wer-
den. Um das umzusetzen ist aus meiner Sicht die 
Systemische Therapie ein ganz wichtiges Verfah-
ren. Verhaltenstherapie und Psychodynamik sind 
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wichtig, reichen aber bei weitem nicht aus. Ande-
rerseits wissen wir aus dem Forschungsgutachten, 
dass die Hochschulen für angewandte Wissenschaf-
ten aufgrund ihrer starken Sozialraumorientierung 
im besonderen Maße in der Lage sind, den praxis-
nahen Einbezug der Lebenswelten von Kindern 
und Jugendlichen und die Angehörigenarbeit, die 
Elterngruppenanleitung, Elternarbeit, umfassend zu 
vermitteln und damit eine gute akademische 
Grundlage für angehende Psychotherapeutinnen 
und Psychotherapeuten zu schaffen. Von daher ge-
hört diese Hochschulgruppe für mich, da schließe 
mich der Kultusseite der Länder an, zu den zukünf-
tigen Anbietern der Approbationsstudiengänge. 

Abg. Maria Klein-Schmeink (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN): Die nächste Frage richtet sich an 
Prof. Dr. Borg-Laufs vom Fachbereichstag Soziale 
Arbeit. Welche Vorbehalte gibt es Ihrer Meinung 
nach gegenüber der Einbeziehung der Fachhoch-
schulen und Hochschulen für angewandte Wissen-
schaft in die Reform und sehen Sie diese als be-
gründet an? 

SV Prof. Dr. Michael Borg-Laufs (Fachbereichstag 
Soziale Arbeit e. V. (FBTS) c/o Hochschule Nieder-
rhein): Ein paar Gründe wurden schon genannte. 
Der erste Grund scheint die Ansicht zu sein, wir 
könnten es nicht. Da wird auf mangelnde For-
schungsleistungen an Fachhochschulen, auf man-
gelnde Ambulanzen, die wir vorhalten, möglicher-
weise auch spezielle Expertise, die uns fehlt, rekur-
riert. Ich möchte kurz etwas dazu sagen. Es ist Auf-
trag und strategisches Ziel aller Fachhochschulen 
zu forschen. Wir machen das noch nicht so lange 
wie die Universitäten, die haben natürlich eine län-
gere Tradition und sie sind uns, was Forschung an-
geht, auch quantitativ überlegen. Erstens holen wir 
aber quantitativ sehr stark auf, aber auch qualitativ 
forschen wir über hochrelevante Themen. Ich will 
Ihnen ein paar Beispiele nennen. Ich war gestern 
beim Fachbereichstag Soziale Arbeit. Dort wurden 
die besten Masterarbeiten Deutschlands prämiert. 
Da ging es um Kinder aus Sektenfamilien und wie 
man diese unterstützen kann, ein neues Leben zu 
führen. Wir führen an Fachhochschulen die For-
schung zu Familien mit psychisch kranken Eltern, 
also Kinder psychisch kranker Eltern und Angehö-
rige von psychisch Kranken durch. Das macht der 
Kollege Lenz an der Fachhochschule in Paderborn. 

Wir haben den Kollegen Fröhlich-Gildhoff, der an 
der Evangelischen Hochschule in Freiburg zu vie-
len Dingen forscht, wir haben Frau Gahleitner, 
Herrn Armbruster zu Multi-Problemfamilien. Dann 
will ich auf das Promotionsrecht eingehen. Sie wis-
sen, das ist ein formaler Vorwurf, der uns trifft, 
dass das Promotionsrecht in vielen Bundesländern 
diskutiert wird. In Nordrhein-Westfalen steht an, 
dass die Fachhochschulen das Promotionsrecht 
über das Graduierteninstitut bekommen. Also auch 
da können wir beruhigen. Ansonsten will ich mich 
anschließen an das, was schon gesagt wurde. Ver-
fahrensvielfalt können Sie an Fachhochschulen er-
zielen. Wir haben Professorinnen und Professoren, 
die Fachkunde in allen wissenschaftlich anerkann-
ten Verfahren haben. Das unterscheidet uns von 
den Universitätsinstituten. Wir haben umfangrei-
che Erfahrungen in der Ausbildung von Menschen 
im Umgang mit psychisch Kranken, wir kooperie-
ren umfangreich mit Gesundheitswesen, mit Psy-
chiatrie in verschiedenen Formen und wir haben 
umfangreiche Erfahrungen darin, Menschen im 
Umgang mit schwierigen Familien, mit Kindern 
und Jugendlichen, auszubilden. 

Abg. Maria Klein-Schmeink (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN): Die nächste Frage richtet sich an 
Frau Sartorius vom bvvp. Wie bewerten Sie die 
Auswirkung der geplanten Regelung einer struktu-
rierten und koordinierten Versorgung sowie die 
Konkretisierung des Behandlungsbedarfs nach Di-
agnosen und was würde das in Konsequenz für Ihre 
Arbeit bedeuten? 

SVe Ariadne Sartorius (Bundesverband der Ver-
tragspsychotherapeuten e. V. (bvvp)): Wir freuen 
uns natürlich, wenn die Koordinationsleistungen, 
die wir in der Psychotherapie erbringen, vergütet 
werden. Dazu habe ich eben schon gesagt, dass das 
im EBM abgebildet werden muss. Ein großes Prob-
lem haben wir damit, eine Diagnoseorientierung in 
das Gesetz zu schreiben. Wir fordern, dass das ge-
strichen werden muss. Warum? Man kann keine 
Behandlungsempfehlung für alle Patienten geben, 
die sich aus einer Diagnose ableiten. Eine Behand-
lung ist am Menschen und nicht an einer Diagnose 
ausgerichtet, denn ein Mensch ist nicht gleich 
seine Diagnose. Zu berücksichtigen sind, wenn ich 
eine Behandlungsplanung mache, jeweils die indi-
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viduellen Funktionseinschränkungen, die indivi-
duellen Störungskombinationen. Wir haben häufig 
komorbid erkrankte Patienten und Behandlungser-
fordernisse, die Einschätzung der Prognose und die 
Passung zwischen Therapieverfahren, Therapeut 
und Patient und dessen Präferenzen. Das heißt für 
die Behandlungsplanung, für eine gute Behandlung 
von Patienten ist nicht die Orientierung einer Diag-
nose wichtig, sondern die Zusammenschau kom-
plexer persönlicher krankheitsrelevanter Faktoren 
und Konstellationen, die Lebensgeschichte, Aus-
löse- und psychosoziale Belastungsfaktoren, Fakto-
ren von Entstehung und Aufrechterhaltung der 
Symptomatik.  

Abg. Maria Klein-Schmeink (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN): Die letzte Frage richtet sich an 
Herrn Munz von der BPtK. Wie könnte eine Zusatz-
förderung ambulanter Weiterbildungsstellen ausse-
hen, um eine tarifanaloge sozialversicherungs-
pflichtige Vergütung in der ambulanten Weiterbil-
dung sicherzustellen? 

SV Dr. Dietrich Munz (Bundespsychotherapeuten-
kammer (BPtK)): Zunächst zur Grundlage, warum 
eine Förderung erforderlich ist. Im Moment ist vor-
gesehen, dass die in den Ambulanzen durch die 
Psychotherapeuten in Weiterbildung erbrachten 
Leistungen vergütet werden. Das reicht nicht aus, 
um einerseits die Anstellung nach Tarifvertrag und 
die Finanzierung der Supervision und Selbsterfah-
rung, die für die Sicherstellung des Facharztni-
veaus während der Weiterbildung erforderlich 
sind, sicherzustellen. Das ist das Problem. Wir 
schlagen vor, dass analog zur derzeitigen Regelung 
für die Hausärzte und grundversorgenden Fach-
ärzte in § 75a SGB V eine Regelung zu treffen ist, 
dass die Anstellung an den Weiterbildungsinstitu-
ten finanziell gefördert wird, um diese bestehende 
Finanzierungslücke zu decken. 

Abg. Rudolf Henke (CDU/CSU): Ich würde gern das 
Thema wechseln und noch auf den Artikel 2 Zif-
fer 5 b des Gesetzentwurfs zu sprechen kommen 
und der Einfachheit halber den Auftragsadressaten, 
Herrn Prof. Hecken für den G-BA fragen. In dem 
Passus ist vorgesehen, dass der G-BA bis spätestens 
zum 31. Juli 2020 in einer Ergänzung der Psycho-

therapierichtlinie Regelungen für eine berufsgrup-
penübergreifende koordinierte strukturierte Versor-
gung sowie zur weiteren Förderung der Gruppen-
therapie und der weiteren Vereinfachung des Gut-
achterverfahrens zu beschließen hat. Mich würde 
interessieren, wie Sie diese Neuregelung beurtei-
len, nachdem wir beim TSVG auch schon mal die 
Debatte um ein ähnliches, aber anderes Thema ge-
führt haben? 

SV Prof. Josef Hecken (Gemeinsamer Bundesaus-
schuss (G-BA)): Die unparteilichen Mitglieder des 
G-BA begrüßen diese Regelung, und zwar so, wie 
sie im Gesetzentwurf formuliert ist. Ich werde auf 
zwei, drei Einwände eingehen, die wir gerade ge-
hört haben, denn wir wissen alle, dass, unbescha-
det der bereits vor eineinhalb Jahren erfolgten Ein-
führung einer psychotherapeutischen Sprech-
stunde und der Erleichterung der Gruppentherapie, 
immer noch Probleme im Zugang zu passgenauen 
Therapien bestehen und dass es erhebliche Mängel 
in der interprofessionellen Abstimmung gibt. Das 
ist von verschiedenen Stellen schon ausgeführt 
worden, und zwar nicht nur innerhalb der psycho-
therapeutischen Professionen, sondern auch zwi-
schen Psychotherapeuten und Psychiatern etc. Des-
halb sagen wir, wie es der Gesetzgeber adressiert, 
dass das Nebeneinander der Behandlungsformen 
und Berufsgruppen ohne eine enge berufsgruppen-
übergreifende Zusammenarbeit für die Patienten 
zum einen nicht nützlich ist, und vor diesem Hin-
tergrund eine Optimierung der Behandlung, unab-
hängig vom jeweiligen Zugangsweg, das sage ich 
ganz ausdrücklich, ganz wichtig ist. Das hat Frau 
Prof. Dr. Herpertz mit dem Begriff interprofessio-
nelles Arbeiten umschrieben. Das Versorgungsan-
gebot ist komplex, das wissen wir alle. Vor diesem 
Hintergrund geht es darum, für Patienten Irrwege 
in der Behandlung zu verkürzen oder zu vermei-
den. Deshalb müssen zum einen gruppentherapeu-
tische Angebote gegenüber dem Status quo deutlich 
ausgebaut und effizienter genutzt werden. Das 
kann, das sehen wir an einem Modellversuch der 
KV-Nordrhein, relativ einfach geschehen, es muss 
aber auch, und da widerspreche ich der Vorredne-
rin, eine Strukturregelung geben, die sich an Diag-
nosen und Leitlinien orientiert. Es ist kein beson-
deres Symptom der Psychotherapie, dass der 
Mensch keine Diagnose ist und die Diagnose kein 
Mensch. Wir haben mit Komorbiditäten in allen 
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Behandlungsbereichen zu tun, wir haben mit unter-
schiedlichen Ausprägungen und Abstufungen auf 
der Basis von Diagnosen zu tun und jeder verant-
wortliche Behandler hat das, was in einer Leitlinie 
steht und aus einer Diagnose abzuleiten ist, konkret 
auf den individuellen Patienten herunter zu bre-
chen. Wenn er das nicht tut oder wenn er dazu 
nicht fähig ist, muss er sich die Frage stellen las-
sen, ob er geeignet ist, einen Heilberuf auszuüben. 
Deshalb sage ich, es ist vernünftig anhand von Di-
agnosen patientenindividuelle Behandlungsbe-
darfe, die die Spezifika des Patienten berücksichti-
gen, und auf der Basis von Leitlinien regelhafte Be-
handlungsabläufe, die in jedem Einzelfall ärztlich 
abgeändert werden können, zu strukturieren. Des-
halb begrüßen wir diesen Auftrag. Wir sehen aller-
dings das bereits von Herrn Dr. Munz adressierte 
Problem. Der richtige Platz, wenn ich professio-
nelle Regelungen treffen will, ist nicht die Psycho-
therapierichtlinie, denn die betrifft nur die Richtli-
nien Psychotherapie und blendet alles, was wir er-
wähnt haben, wie die psychiatrische Versorgung, 
Soziotherapie usw. aus. Diese Verzahnung müsste 
in einer eigenen Richtlinie des G-BA erfolgen, so 
dass man auch die Diskussionen, die Bezugnahme 
auf die Inhalte der Psychotherapierichtlinien nicht 
hätte. Der zweite Punkt, der ganz wichtig ist, wurde 
mehrfach adressiert. Ein Jahr ist objektiv zu wenig. 
Wir haben die Akutsprechstunde eingeführt. Wir 
haben Gruppentherapie zu vereinfachen versucht, 
aber das ist noch im Aufbau. Da muss man sehen, 
was rauskommt. Dann haben wir ein großes Mo-
dellprojekt im bereits erwähnten KV-Bezirk Nord-
rhein. Da wäre es gut, wenn man sehen könnte, was 
es dort für Problemlösungsansätze gibt. Deshalb 
wäre unser Vorschlag, die Frist mindestens auf 
zwei Jahre zu bemessen. Mein letzter Satz. Die Ver-
einfachung des Gutachterverfahrens wird von uns 
ausdrücklich begrüßt. 95 Prozent der Gutachten 
werden mit erheblichem Zeitaufwand geschrieben, 
ohne dass am Ende Veränderungen in der dort vor-
geschlagenen Therapie erfolgen. Es ist aus meiner 
Sicht zielführender, wenn Psychotherapeuten als 
kostbares Gut in der Zeit Patienten behandeln, 
denn das ist der eigentliche Auftrag. Gutachten zu 
schreiben, wie ich es in einer Stellungnahme gele-
sen habe, um mich selbst der Richtigkeit meines 
Tuns zu vergewissern, quasi eine kritische Selbstre-
flektion zu machen, das halte ich in dem hochfor-
malisierten Verfahren für nicht angezeigt. Deshalb 
ist dieser Auftrag aus unserer Sicht auch ein  

zwingender Blick auf die kostbare und rare perso-
nelle Ressource Psychotherapeuten. 

Abg. Dr. Roy Kühne (CDU/CSU): Meine Frage geht 
an den Einzelsachverständigen Prof. Dr. Cord Bene-
cke. Durch das vorgesehene Studium der Psycho-
therapie sollen verfahrensbreite und altersübergrei-
fende psychotherapeutische Qualifikationen mög-
lich werden. Ist das aus Ihrer Sicht mit dem nun 
vorliegenden Gesetzentwurf möglich und wie kann 
es gelingen, dass künftig auch neue Verfahren wie 
zum Beispiel die Systemische Therapie gleicherma-
ßen berücksichtigt werden? 

ESV Prof. Dr. Cord Benecke: Ich halte das schon 
für möglich, so wie der Gesetzentwurf jetzt vorliegt. 
Das Wort verfahrensübergreifend kann man ver-
schieden interpretieren. Manche verstehen darun-
ter, dass wirklich verschiedene Verfahren gelehrt 
werden. Andere verstehen darunter, dass nur das, 
was allen Verfahren gemeinsam ist, gelehrt werden 
soll. Das müssten wir noch spezifizieren. Dass Kin-
der- und Jugendlichenpsychotherapie und Erwach-
senenpsychotherapie gleichermaßen gelehrt wird, 
darüber besteht Konsens. Vom Gesetzestext her ist 
es möglich, aber nicht unbedingt zwingend. Man 
könnte das Gesetz in der jetzigen Formulierung 
umsetzen, ohne die Breite der Verfahren lehren zu 
müssen. Da würde ich mir eine präzisiere Formu-
lierung wünschen. Wir haben in Deutschland ein 
zweistufiges Anerkennungsverfahren, das die Wirk-
samkeit und Evidenzbasierung prüft, einmal durch 
den Wissenschaftlichen Beirat Psychotherapie und 
dann nochmal durch den G-BA. Das sind sozusa-
gen zwei Prüfschritte, die aufeinander abgestimmt 
sind. Erst danach gilt ein Verfahren als berufs- und 
sozialrechtlich anerkannt. Das ist ein ziemlich gu-
tes Verfahren. Das muss man nicht unbedingt aus-
hebeln. Vom Wissenschaftlichen Beirat wissen-
schaftlich anerkannt sind die Psychodynamische 
Psychotherapie, die Verhaltenstherapie und die 
Systemische Therapie. Die Systemische Therapie 
kommt jetzt zusätzlich in die sozialrechtliche Aner-
kennung. Das heißt, wir haben ein relativ über-
schaubares System. Das diese Verfahren, die für die 
Weiterbildung und letztendlich auch für die Ver-
sorgung relevant sind, im Studium der Psychothe-
rapie ausgewogen und kompetent vertieft gelehrt 
werden müssen, ist aus meiner Sicht keine Frage. 
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Ansonsten wäre es kein Studium der Psychothera-
pie. Dass nicht mehr genug geforscht oder die Inno-
vation behindert wird, war bisher nicht der Fall 
und ich sehe nicht, dass das dadurch eintreten 
wird. Im Gegenteil, durch die Repräsentanz der un-
terschiedlichen Verfahren an den Universitäten 
könnte eine Art integrative Forschungsrichtung, 
also etwas Innovatives entstehen. Es gibt immer 
mal Kritik, dass bestimmte Dinge nicht mehr mög-
lich wären. Natürlich ist das so. Das Studium ist 
erstmal dazu da, die Grundausbildung, die Grund-
kompetenzen in den wissenschaftlich anerkannten 
Verfahren zu vermitteln. Da muss noch nicht jede 
einzelne Methode, die es auch gibt, vertieft gelehrt 
werden, sondern die Studierenden sollen sich in-
formiert entscheiden können, welche Weiterbil-
dung sie wählen. Dafür brauchen wir die Verfahren 
im Studium. Das ist aus meiner Sicht ganz klar. Die 
Frage ist, wie man das hinkriegt, wenn zum Bei-
spiel Verfahren wie die Systemische oder die Psy-
chodynamische Therapie an den Universitäten 
nicht besonders gut repräsentiert sind. Durch die 
gesetzlichen Vorgaben wird es eine relative Verän-
derung speziell im Masterstudiengang geben. 

Abg. Dr. Georg Kippels (CDU/CSU): Ich versuche 
nochmal kurz auf die Übergangsthematik zurückzu-
kommen und bitte um eine relativ komprimierte 
Darstellung. Die Frage richtet sich an die DGSF. 
Wie kann aus Ihrer Sicht im Rahmen einer Über-
gangsregelung die finanzielle Situation von sich in 
der Ausbildung nach der alten Reglung befindli-
chen Psychotherapeuten verbessert werden? 

SV Dr. Björn Enno Hermans (Deutsche Gesellschaft 
für Systemische Therapie, Beratung und Familien-
therapie e. V. (DGSF)): Ich glaube, da besteht Einig-
keit, dass die verbessert werden muss, weil wir an-
sonsten zwei Klassen von praktisch Tätigen in den 
Klinken haben. Die einen, die voll bezahlt sind und 
die anderen, die dort ohne Bezahlung oder mit ge-
ringem Gehalt unterwegs sind. Ich habe jetzt keine 
fertige technische Lösung. Da bin ich ehrlich. Na-
türlich kann man über Anstellungsverhältnisse und 
über Vergütungsmöglichkeiten in unterschiedlicher 
Weise nachdenken. Auch da wird es irgendeinen 
Stichtag oder einen Zeitpunkt geben müssen, ab 
dem das dann erfolgen kann, aber ich denke, da 
muss auf jeden Fall eine Möglichkeit gefunden 

werden, weil es ansonsten ein mehrjähriges Neben-
einander von unterschiedlich finanzierten Aus- 
oder Weiterbildungspsychotherapeuten in den Kli-
niken geben würde, das ich mir schwer vorstellen 
kann und das so sicherlich auch nicht sinnvoll ist. 

Abg. Karin Maag (CDU/CSU): Ich will zu den 
Krebsberatungsstellen überleiten und frage den 
GKV-Spitzenverband und die Deutsche Krebsge-
sellschaft. In einem Änderungsantrag zum Psycho-
therapeutenreformgesetz sehen wir aktuell eine 
Förderung der ambulanten Krebsberatungsstellen 
vor. Wie bewerten Sie den vorliegenden Vorschlag? 
Ich wäre für eine komprimierte Beantwortung 
dankbar. 

SV Dr. Thomas Uhlemann (GKV-Spitzenverband): 
Der GKV-Spitzenverband begrüßt die Zielsetzung, 
die Versorgung von Menschen mit onkologischen 
Erkrankungen zu verbessern. Bereits heute ist aber 
die psychoonkologische Behandlung der Versicher-
ten in den ambulanten Bereich integriert und wird 
von den Ambulanzen über niedergelassene Psycho-
logische Psychotherapeuten und auch über Ärzte 
durchgeführt. Das gilt auch im stationären Bereich 
für die Krankenhäuser mit ihren Zentren und Klini-
ken und entsprechender Spezialisierung, die sind 
gut aufgestellt. Aus der Untersuchung des Universi-
tätsklinikums Eppendorf wissen wir, dass in den 
ambulanten Krebsberatungsstellen neben der 
hauptsächlich sozialrechtlichen Beratung, der Ver-
mittlung medizinischer Informationen und der 
Weitervermittlung der Patienten in andere Einrich-
tungen auch eine psychoonkologische Beratung er-
folgt. Aus Sicht der GKV darf keine Richtlinienpsy-
chotherapie stattfinden. Das ist auch im Gesetz 
nicht angedacht. Wir sehen den Änderungsantrag 
insgesamt sehr positiv, aber es müssen Ross und 
Reiter genannt werden. Die gesetzlichen Kranken-
kassen werden schnell als Finanziers genannt. 
Diese Rolle haben wir jetzt hier überall. In diesem 
Fall wird aber an eine Co-Finanzierung gedacht 
und da muss gesagt werden, an wen man an dieser 
Stelle denkt, denn onkologisch erkrankte Patienten 
sind nicht nur gesetzlich, sondern auch privat ver-
sichert. Außerdem gibt es andere Sozialversiche-
rungsträger, die man hier einbeziehen könnte.  
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SVe Mirjam Einecke-Renz (Deutsche Krebsgesell-
schaft e. V. (DKG)): Die Deutsche Krebsgesellschaft 
begrüßt den vorliegenden Vorschlag zur finanziel-
len Förderung der ambulanten Krebsberatungsstel-
len ausdrücklich. Die Probleme der bisherigen Fi-
nanzierung, das Angebot allein über Spenden zu 
ermöglichen, sind hinlänglich bekannt. Wir haben 
im Nationalen Krebsplan an unterschiedlichen 
Stellen herausgearbeitet, dass die internationale 
Forschung zeigt, dass 60 Prozent der von einer 
Krebserkrankung Betroffenen im Laufe ihrer Er-
krankung hohen psychosozialen Belastungen aus-
gesetzt sind und bei 30 bis 50 Prozent besteht nach 
Studienlage Beratungsbedarf. Nicht alle diese Per-
sonen haben wirklich eine schwerwiegende psychi-
sche Erkrankung, die, wie Sie richtig sagten, und es 
ist wichtig, dass in dieser Runde zu betonen, in die 
Hände von Psychotherapeuten und Ärzte der Ver-
sorgung gehört. Der Anteil der Leistungen von 
Krebsberatungsstellen, die in den psychischen Be-
reich fallen, liegt nach der schon genannten, vom 
BMG in Auftrag gegebenen Erhebung bei 35 bis 
40 Prozent. Der Gesetzesentwurf würde auch nur 
diese Leistungen finanzieren, die genannten 
21 Millionen Euro. Insgesamt wurde aber ein Fi-
nanzierungsbedarf von 44 bis 52 Millionen Euro 
festgestellt, um den psychischen und den sozialen 
Bereich der Krebsberatung abzudecken. Deshalb ist 
es wichtig, darauf an dieser Stelle aufmerksam zu 
machen, auch wenn es nicht im Aufgabenbereich 
des Gesundheitsausschusses liegt, weitere Maßnah-
men zur Regelfinanzierung, unter anderem in der 
Rentenversicherung, zu treffen. Wir sehen hier die 
öffentliche Hand, also Länder und Kommunen, in 
der Pflicht. 

Abg. Alexander Krauß (CDU/CSU): Meine Frage 
richtet sich an die Vereinigung Analytischer Kin-
der- und Jugendlichen-Psychotherapeuten. Wir ha-
ben derzeit über die Hochschulen für angewandte 
Wissenschaften Zugang in den Bereich der Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapie hinein. Mit einem 
Abschluss als Bachelor of Arts im Bereich Sozial-
pädagogik, Soziale Arbeit hat man die Möglichkeit, 
den Master anzugehen. Das würde in Zukunft so 
nicht mehr möglich sein. Was halten Sie von dem 
Vorschlag, dass man eine Übergangszeit von 15 Jah-
ren definiert, in der das bestehende Verfahren wei-
terhin Gültigkeit hat? 

SVe Dr. Helene Timmermann (Vereinigung Analy-
tischer Kinder- und Jugendlichen-Psychotherapeu-
ten in Deutschland e. V. (VAKJP)): Grundsätzlich 
begrüße ich die Möglichkeit, auch über diesen Zu-
gang in den Master zu kommen. Wahrscheinlich 
sind dann Nachqualifikationen möglich, so wie 
diese vermutlich auch aus dem Studiengang Psy-
chologie kommend nötig sein werden. Grundsätz-
lich halte ich für sinnvoll, das Psychotherapiestu-
dium weiterhin an Hochschulen für angewandte 
Wissenschaften anzusiedeln. Alles andere würde 
die Bologna-Reform wahrscheinlich ad absurdum 
führen. Gleichzeitig sind Struktur und Qualität der 
Studieninhalte unbedingt notwendig zu berück-
sichtigen. Danach sollten unseres Erachtens nur die 
Hochschulen die Erlaubnis erhalten, die über das 
Promotionsrecht verfügen und eine Forschungsam-
bulanz vorhalten, die entsprechend personell aus-
gestattet ist. Wir plädieren dafür, dass Psychothera-
peutinnen und Psychotherapeuten sowohl prak-
tisch als auch wissenschaftlich qualifiziert ausge-
bildet werden. Dies gilt unserer Ansicht nach ge-
rade für diejenigen Kolleginnen und Kollegen, die 
später mit Kindern und Jugendlichen arbeiten wer-
den. Im Moment bestehen ganz große Schwierigkei-
ten, Kolleginnen und Kollegen als Dozenten an die 
Universitäten zu bekommen. Das hängt auch mit 
den Vorbildungen zusammen. Da muss sich etwas 
ändern. Wir brauchen sowohl die sogenannten 
Praktiker, die mit Patienten im ambulanten, statio-
nären und institutionellen Bereich arbeiten, aber 
wir brauchen auch diejenigen, die Interesse an For-
schung und Wissenschaft haben und sich für eine 
spätere wissenschaftliche Karriere entscheiden 
möchten. Letztere werden diejenigen sein, die wie-
derum ausbilden. Wenn die nicht entsprechend 
qualifiziert sind, gibt es ein großes Problem. 

Abg. Dirk Heidenblut (SPD): Ich komme noch ein-
mal auf die Übergangsregelungen zu sprechen, weil 
es mir sehr wichtig ist, dass wir auf der Strecke nie-
manden verlieren. Meine Frage geht an Frau 
van Bronswijk vom PiA-Politik-Treffen und an die 
Einzelsachverständige Frau Janzen. Sie haben beide 
angesprochen, dass Sie die Übergangszeit von 
zwölf Jahren für stark druckintensiv halten. Was 
haben Sie für Vorschläge, um aus diesem Druck, 
der auf diejenigen lastet, die nach der alten Rege-
lung ausgebildet werden, rauszukommen? 
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SVe Katharina van Bronswijk (PiA-Politik-Treffen 
(PPT)): Wir sehen diese zwölf Jahre Übergangszeit 
sehr kritisch. Ein Studium der Psychologie dauert 
ungefähr fünf Jahre, wenn man es in der Regelstu-
dienzeit schafft. Wenn man das, was viele ja nicht 
tun, nicht in der Regelstudienzeit schafft, dauert es 
länger. Der Gesetzgeber sieht hier sechs Jahre vor. 
Das sehe ich nicht so kritisch. Wenn man aber im 
Studium Kinder bekommt und vielleicht Eltern 
pflegen muss, braucht man auch dafür länger. Im 
Teilzeitstudium würde es gegebenenfalls noch län-
ger dauern. Dann kommt dazu, dass die Ausbil-
dung zwar so gedacht ist, dass man drei bis 
fünf Jahre braucht, drei Jahre in Vollzeit und 
fünf Jahre in Teilzeit. Auch da sieht der Gesetzge-
ber ein zusätzliches Jahr vor. De facto ist es aber so, 
dass eigentlich niemand, der diese Ausbildung in 
Vollzeit macht, sie in drei Jahren absolviert. Die 
meisten brauchen viereinhalb bis fünf Jahre für die 
Vollzeitausbildung. Das kommt aus verschiedenen 
Gründen zustande. Da spielt einerseits die prekäre 
finanzielle Situation mit rein, denn wenn man ne-
benher arbeiten muss, kann man das nicht in der 
Zeit schaffen. Da zählen aber auch private Gründe 
mit dazu, wenn man zum Beispiel pflegen muss  
oder Kinder bekommt. Das ist in der Altersgruppe 
so. In meinem Alter bekommt man einfach Kinder. 
Auch wenn man sich wissenschaftlich weiterquali-
fiziert, nebenher promoviert, schafft man das Ganze 
nicht in fünf oder sechs Jahren beziehungsweise in 
insgesamt zwölf Jahren. Das ist zu kurz gedacht, 
wenn man das Studium und die Ausbildung im al-
ten System beenden soll. Deswegen fordern wir ers-
tens, dass es Verlängerungen gibt für diejenigen, 
die von einem solchen Härtefall betroffen sind. Die 
zweite Forderung ist, dass es die Möglichkeit geben 
muss, zum Beispiel über Kenntnisprüfungen, in 
das neue System umzusteigen. Das ist auch wichtig 
für zum Beispiel Sozialpädagogen oder Sozialarbei-
ter, die Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeu-
ten werden wollen und die vielleicht im Moment 
noch berufstätig sind und nach dem alten System 
irgendwann hätten entscheiden können, ob sie Kin-
der- und Jugendlichenpsychotherapeuten hätten 
werden wollen. Das gilt auch für Psychologen, die 
sich vielleicht entschieden hätten, Therapeut zu 
werden, nachdem sie erst die wissenschaftliche 
Karriere eingeschlagen haben. Die könnten nach 
der Übergangszeit nicht mehr wechseln und das ist 
eine Festlegung in der Karriere, die wir so nicht 
hinnehmen wollen. Deswegen fordern wir die  

Möglichkeit über eine Kenntnisprüfung in das neue 
System einzusteigen. 

ESVe Katharina Janzen: Ich kann mich allem an-
schließen, was Frau van Bronswijk gerade gesagt 
hat. Ich würde dennoch hinzufügen, dass auch die 
sechs Jahre für das Studium schon sehr knapp be-
messen sind, denn allein ein Auslandsaufenthalt, 
der von sehr vielen wahrgenommen und für die 
persönliche Entwicklung sehr gerne gesehen wird, 
verlängert das Studium um ein Jahr. Dann muss 
man nur einmal krank sein und eine Prüfung nicht 
bestehen und hat schon über die sechs Jahre hinaus 
studiert. Das geht sehr, sehr schnell. Auch in der 
Ausbildung, das hat Frau van Bronswijk schon aus-
geführt, sind fünf Jahre die Regel. Hinzu kommt, 
was man nicht unbeachtet lassen darf, dass sehr 
viele Psychologen, die bereits vor längerer Zeit mit 
ihrem Studium fertiggeworden sind, aber die Aus-
bildung noch nicht begonnen haben, jetzt mit Be-
ginn dieser Übergangszeit ihre Ausbildung machen 
wollen. Das heißt, es wird einen stärkeren Anlauf 
auf die Ausbildungsplätze geben, was auch längere 
Wartezeiten auf die Ausbildungsplätze bedeutet. 
Wenn die finanzielle Lage der Auszubildenden, 
also der PiAs, verbessert werden würde, fällt auch 
Druck weg, sodass man die Ausbildung schneller 
hinter sich bringen könnte, als wenn man nebenbei 
zwei Nebenjobs und sonstiges machen muss, um 
sich sein Leben zu finanzieren. Dementsprechend 
sind wir in erster Linie dafür, Übertrittsmöglichkei-
ten vom aktuellen ins das neue System zu schaffen, 
weil dadurch einfach der Druck genommen wird 
und es nicht diesen fixen Endzeitpunkt gibt. Natür-
lich sind wir auch für Härtefallregelungen, die im 
Zweifelsfall greifen sollten. 

Abg. Bettina Müller (SPD): Ich habe eine Frage an 
die Vereinigung Analytischer Kinder- und Jugend-
lichen-Psychotherapeuten. Wie bewerten Sie die 
Überlegungen zur Approbation der Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapeuten auch im Hinblick 
auf die, die nach alter Regelung approbiert haben, 
unter Berücksichtigung der Alterseinschränkung? 

SVe Dr. Helene Timmermann (Vereinigung Analy-
tischer Kinder- und Jugendlichen-Psychotherapeu-
ten in Deutschland e. V. (VAKJP)): Das ist ein ganz 
wichtiges Thema nicht für jemanden in meinem 
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Alter, aber für die, die jetzt in der Ausbildung sind 
und diese in einigen Jahren abschließen. Es wäre 
schon gut, wenn es die Möglichkeit gäbe, durch 
eine Prüfung oder vielleicht auch durch eine Zu-
satzqualifikation, zum Beispiel die Weiterbildung 
in einem anderen Bereich, zu machen, zum Bei-
spiel für die Arbeit mit Erwachsenen oder sich in 
anderer Weise weiter zu qualifizieren. Ich denke, 
dass wäre schon sinnvoll. 

Abg. Sabine Dittmar (SPD): Meine Frage geht an 
die Bundespsychotherapeutenkammer. In verschie-
denen Stellungnahmen wird kritisiert, dass das 
neue Verordnungsrecht zum Beispiel für Ergothera-
pie oder auch die häusliche psychiatrische Kran-
kenpflege, die Absolventen nach altem Recht un-
sachgemäß diskriminiert. Kann hier zum Beispiel 
durch Weiterbildung Abhilfe geschaffen werden? 

SV Dr. Dietrich Munz (Bundespsychotherapeuten-
kammer (BPtK)): Ganz grundsätzlich halten wir es 
für sinnvoll, dass Ergotherapie und psychiatrische 
Krankenpflege künftig auch von Psychotherapeuten 
verordnet werden können, um hier eine gute koor-
dinierte Versorgung sicherzustellen. Das ist eine 
Grundvoraussetzung bei der Versorgung von 
schwer psychisch kranken Menschen. Das Problem, 
das Sie ansprechen, ist, dass diese Regelung nur für 
die Psychotherapeuten, die ihre Ausbildung nach 
dem neuen Gesetz erworben haben, gelten soll. Das 
halten wir nicht für sinnvoll und denken, dass in 
die spezifischen Regelungen für die Verordnung 
von Ergotherapie und psychiatrischer Kranken-
pflege durch Psychotherapeuten entsprechende 
Anforderungen für die Fortbildung von derzeit 
schon zugelassenen oder in Ausbildung befindli-
chen Psychotherapeuten eingefügt werden sollten. 
Dann könnten alle Kolleginnen und Kollegen, egal 
ob sie nach der alten oder neuen Regelung ausge-
bildet wurden, für die Patientinnen und Patienten 
in der Versorgung tätig sein. Außerdem halten wir 
es für sinnvoll, doch das möchte ich jetzt nicht ver-
tiefen, dass Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen 
auch von Psychotherapeuten ausgestellt werden 
können, denn wir sind sehr eng an den Patienten 

und Probleme am Arbeitsplatz etc. spielen in den 
Behandlungen oft eine große Rolle. Umgekehrt plä-
dieren Psychotherapeuten auch dafür, eine Krank-
schreibung früher zu beenden, damit man die 
Phase der Reintegration in die Berufstätigkeit psy-
chotherapeutisch begleiten und bearbeiten kann. 

Abg. Dirk Heidenblut (SPD): Meine Frage geht an 
den bvvp. Frau Sartorius, noch einmal kurz eine 
Frage. Sie haben Bedenken, was die Diagnoseorien-
tierung im Bereich der § 92a SGB V angeht. Könn-
ten Sie versuchen, uns das kurz zu verdeutlichen? 

SVe Ariadne Sartorius (Bundesverband der Ver-
tragspsychotherapeuten e. V. (bvvp)): Ich möchte es 
noch einmal deutlicher sagen. Eine Diagnose gibt 
keine Hinweise darauf, wie tatsächlich vorzugehen 
ist. Natürlich gibt es Leitlinien, lieber Herr 
Prof. Hecken, da stimme ich Ihnen zu, und die Leit-
linien sind auch Orientierungen, wie wir behan-
deln sollen, aber die Leitlinien sind keine Richtli-
nien, sondern eben Leitlinien. Das heißt, es muss 
bei jedem Patienten individuell geguckt werden, ist 
das, was in der Leitlinie steht, tatsächlich die opti-
male Behandlungsform oder nicht. Deswegen leh-
nen wir diese Formulierung ab. 

Der Vorsitzende: Vielen herzlichen Dank für die 
Beiträge, vor allem den Sachverständigen, auch für 
die schriftlichen Beiträge und Stellungnahmen. Die 
werden uns mit Sicherheit im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren gut begleiten. Ich bedanke mich bei 
allen und schließe hiermit die Anhörung. 

Schluss der Sitzung 16:37 Uhr 
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Harald Weinberg, MdB 
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